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Deutschen Bundespost (DBP) 


Der Bundesminister für das Post- und Fernmelde- | 
wesen hat mit Schreiben vom 22. April 1975 ~ 900-1 1 
1073-2 - die Kleine Anfrage namens der Bundes- | 
regierung wie folgt beantwortet: i 


1. 1. Wie hoch waren die Verluste bzw. Gewinne 
der DBP von 1960 bis 1969 (insgesamt), von 
1970 bis 1974 (insgesamt), und mit welchen 
Ergebnissen (Gewinn / Verlust) rechnet die 
DBP 1975, 1976, 1977 und 1978? 

Die Ergebnisse der Gewinn- und Verlustrechnungen 
unterliegen seit Bestehen der DBP zyklischen 
Schwankungen. Perioden der Gewinnerzielung und 
Zeiträume, in denen Verluste hingenommen werden 
mußten, folgen aufeinander. Phasen des Gewinns 
waren die Jahre 1949 bis 1951, 1954 bis 1956, 1959 
bis 1960 und 1966 bis 1969, in der Verlustzone be- 
fand sich die DBP 1952 bis 1953, 1957 bis 1958, 1961 
bis 1965 und wieder ab 1970. 

Gewinne konnte die DBP nur unter zwei Voraus- 
setzungen erzielen: einem verhältnismäßig gerin- 
gen Wachstum des wichtigsten Kostenfaktors, näm- 
lich der Personalaufwendungen, bei gleichzeitiger 
kräftiger Expansion der Erträge durch Verkehrs- 
zunahme und/oder Gebührenanhebungen. 

Die Gewinne und Verluste einzelner Perioden kön- 
nen nicht in ihrer absoluten Höhe einander gegen- 
übergestellt, sondern nur im finanzwirtschaftlichen 
Gesamtzusammenhang des Unternehmens gewertet 
werden. So ist beispielsweise der Verlust des Jahres 
1971 in Höhe von rund 1,4 Mrd. DM in Relation zum 
Gesamtkapital (rund 31,8 Mrd. DM)und zum Eigen- 
kapital (rund 6,1 Mrd. DM) nicht wesentlich gravie- 
render zu beurteilen als der Verlust des Jahres 1962 
in Höhe von rund 0,38 Mrd. DM bei einem Gesamt- 
kapital in Höhe von rund 10 Mrd. DM und einem 
Eigenkapital in Höhe von rund 1 ,8 Mrd. DM. 
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I Im Saldo ergeben sich für den Zeitraum von 1960 bis 
j 1969 Gewinne in Höhe von rund 0,8 Mrd. DM. Der 
: Saldo setzt sich zusammen aus Verlusten, die in den 
I Jahren 1961 bis 1965 in Höhe von 0,84 Mrd. DM auf- 
gekommen waren und Gewinnen in 1960 (rund 
; 0,07 Mrd. DM) sowie in der Periode von 1966-1969 
(rund 1,55 Mrd DM). Die positive Entwicklung ist 
im wesentlichen das Ergebnis einer - vorwiegend 
rezessionsbedingten - geringen Zunahme der Per- 
sonalaufwendungen (1966 rund 8,7 v. H., 1967 rund 
5,9 V. H., 1968 rund 3,2 v. H.) und von vorangegan- 
genen Gebührenerhöhungen (1963, 1964 und 1966). 

Die auf summierten Verluste von 1970 bis 1974 be- 
tragen rund 3,8 Mrd. DM. Die Verluste entstanden in 
den personalintensiven Dienstzweigen. In diesen 
Bereichen wächst die Arbeitsproduktivität lang- 
samer als in der Gesamtwirtschaft. Demgegenüber 
stiegen die Löhne und Gehälter generell im volks- 
wirtschaftlichen Gesamtdurchschnitt, da sich die 
DBP der allgemeinen Lohn- und Gehaltsentwicklung 
nicht entziehen konnte. 

Dabei ist zu berücksichtigen, daß die von allen Par- 
teien gebilligten strukturellen Verbesserungen in 
den unteren Lohn- und Gehaltsstufen bei der Per- 
sonalstruktur der DBP - 90 v. H. der Kräfte befinden 
sich im einfachen und mittleren Dienst - besonders 
ins Gewicht fielen. In 1970 und 1971 hatten die Per- 
sonalaufwendungen demzufolge mit 14,8 und 
20,3 V. H. die bisher stärkste Zunahme aufzuweisen. 
Ohne entsprechende Ausgleiche auf der Ertragsseite 
- die Gebührenerhöhungen von 1971, 1972 und 1974 
konnten die Aufwandssteigerungen nicht völlig 
kompensieren - müssen Verluste tendenziell mit den 
Zuwachsraten der Löhne und Gehälter einhergehen. 
Hinzu kommt, daß auch im kapitalintensiven Fem- 
sprechdienst in den letzten Jahren die Kosten - hier 
machen die Personalkosten „nur" rd. 37 v. H. der 
Gesamtkosten aus - stärker gestiegen sind als die 
Erlöse. 
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Der Grad der Kostenüberdeckung ist abgesunken 
(Kostendeckungsgrad 1969 = 11 7, Ir 1973 = 113,8 
V. H.) und die Ausgleidisfunktion dieses Dienst- 
zweiges hat abgenommen. Ursächlich hierfür war 
eine nachfragebedingte sprunghafte Ausweitung der 
Investitionen in den Jahren 1970-1973, eine ent- 
sprechende Zunahme der kapitalabhängigen Auf- 
wendungen für Abschreibungen und Zinsen sowie 
für die Unterhaltung des Sachanlagevermögens, fer- 
ner der Umstand, daß die neu hinzu kommenden 
überwiegend privaten Hauptanschlüsse eine unter- 
durchschnittliche Gesprächsfrequenz aufweisen. 

Laut Voranschlag ist für 1975 mit einem Verlust in 
Höhe von rund 0,3 Mrd. DM zu rechnen. Für den 
darüber hinausgehenden Zeitraum bis 1978 wurden 
zwar im vergangenen Jahr Schätzungen vorgenom- 
men und dem Verwaltungsrat der DBF als dem für 
finanzielle Beschlüsse zuständigen Organ zugeleitet. 
Die Daten sind aufgebaut auf den Haushaltsansätzen 
des Rechnungsjahres 1974 anhand des Entwurfs 
eines 2, Nachtrags zum Voranschlag 1974, Aufgrund 
der Istergebnisse für das Rechnungsjahr 1974 sowie 
des Voranschlags für 1975 sind die mittelfristigen 
Plandaten jedoch revisionsbedürftig, und zwar in 
Richtung auf eine deutliche Verbesserung der Er- 
tragslage. So ist z. B. für 1974 nicht von einem Ver- 
lust in Höhe von rund 1,2 Mrd. DM, wie in diesem 
Zahlenwerk angenommen, sondern von 0,8 Mrd. DM 
auszugehen. Tatsächlich kann 1975 nach dem der- 
zeitigen Stand der Erkenntnisse mit hoher Wahr- 
scheinlichkeit mit einem Gewinn gerechnet werden. 
Die Erwartungswerte für die weitere Gewinn- und 
Verlustentwicklung bis 1978 können durch Abwei- 
chungen in den Schätzungen von nur 1 v. H, bei den 
Betriebseinnahmen und den Betriebsausgaben um 
0,4 bis 0,7 Mrd. DM in den einzelnen Jahren beein- 
flußt werden, mit möglichen kumulierenden Aus- 
wirkungen für den gesamten Betrachtungszeitraum. 
Die Bundesregierung bittet daher um Verständnis 
dafür, daß sie sich nicht in der Lage sieht, in der 
Öffentlichkeit Zahlen zu nennen, die noch nicht hin- 
reichend abgesichert erscheinen. Dies gilt auch für 
die Fragen I. 2. bis I. 4., I. 6. bis 1. 10., II. 1. und II. 8. 


I. 2. Wie hoch waren die Personalausgaben 1973 
und 1974, und wie hodi werden sie in den 
Jahren 1975, 1976, 1977 und 1978 veran- 
schlagt (absolut)? 

Die Personalaufwendungen haben betragen 

— im Rj. 1973 13 212,0 Mio DM, 

— im Rj. 1974 14 746,3 Mio DM. 

Es sind veranschlagt 

— für das Rj. 1975 15 644,4 Mio DM. 

Darin sind enthalten: 

640 Mio DM für eine lineare Erhöhung der Bezüge 
um 5 V. H, (1 V. H. = 128 Mio DM) 

100 Mio DM für die Erhöhung des Ortszuschlags im 
Rahmen des Familienlastenausgleichs. 

Der rechnerische Mehrbedarf aus der Lohnrunde 
1975 über die veranschlagten Beträge hinaus beträgt 


rund 190 Mio DM, Er wird voraussichtlich durch 
Mehrerträge und Minderausgaben überkompensiert 
werden können, so daß sich nach dem gegenwärti- 
gen Erkenntnisstand statt des für 1975 veranschlag- 
ten Verlustes von rund 330 Mio DM ein Gewinn er- 
geben dürfte. 


I. 3. In welcher Höhe sind bei den Vorausschät- 
zungen für Personalausgaben in den Jahren 
1975 bis 1978 Einkommensverbesserungen 
vorgesehen (absolut und Prozent)? 

Aus der Lohnrunde 1975 ergibt sich für Einkom- 
mensverbesserungen ein Betrag von rd. 900 Mio DM 
(= 6,1 V. H.). 


I. 4. Wie hoch war das Investitionsvolumen (ge- 
trennt nach Post- und Fernmeldewesen) der 
DBP 1973, 1974, und wie hoch wird es nach 
der mittelfristigen Planung 1975, 1976, 1977 
und 1978 sein? 


Folgende Beträge (in Mrd. DM) wurden in den Jah- 
ren 1973 und 1974 in Sachanlagen investiert bzw. 
sind für das Jahr 1975 vorgesehen: 


Investitionen 

Rechnungs- 

ergebnisse 

1973 1 1974 

Voranschlag 

1975 

1 

2 

3 


Postwesen 

0,7 

0,7 

0,8 

Fernmeldewesen 

7,6 

7,4 

7,1 

Summe 

8,3 

8,1 

7,9 


I, 5. Wie groß war der Anteil der Aufträge der 
DBP 1973 und 1974 an dem Gesamtauftrags- 
bestand der Fernmeldeindustrie? 

Der Gesamtauftragsbestand der Fernmeldeindustrie 
ist der DBP nicht bekannt. Die entsprechenden Daten 
sind ihr auch nicht zugänglich. 

Die DBP erteilte an die Fernmeldeindustrie ein- 
schließlich Montage- und Tiefbauleistungen 1973 
Aufträge in Höhe von 6,9 Mrd. DM und im Jahre 
1974 in Höhe von 6,6 Mrd. DM. 


I. 6. Wie hoch war der Schuldenstand der DBP 
Ende 1969, Ende 1974, und wie wird er sich 
voraussichtlidi bis 1978 entwickeln? 

1. Der Schuldenstand einschließlich Verbindlichkei- 
ten aus Lieferungen und Leistungen betrug Ende 
1969 rd. 16,6 Mrd. DM gegenüber einem Gesamt- 
vermögen von rd. 23,4 Mrd. DM, 

1974 rd. 41,2 Mrd. DM gegenüber einem Gesamt- 
vermögen von rd. 48,5 Mrd. DM. 

2. Der Schuldenstand wird Ende 1975 voraussicht- 
lich rd. 44,0 Mrd. DM gegenüber einem Gesamt- 
vermögen von rd. 52 Mrd. DM betragen. 
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1. 7. Wie hoch war die Kapitalmarktbeanspru- 
chung durch die DBP im Jahr 1969, 1974, 
und wie wird sie sich voraussichtlich bis 
1978 entwickeln? 


Die Kapitalmarktbeanspruchung (Neuverschuldung) 
betrug bzw. wird voraussichtlich betragen (Vermö- 
genszugang zum Vergleich) : 


Jahr 

Neuverschuldung 
Mrd. DM 

Vermögenszugang 
Mrd. DM 

1 

1 2 

! 3 

1969 

2,0 

2,7 

1974 

5,3 

5,6 

1975 

3,1 

4,7 

Die entsprechenden Daten für 
1965: 

die Jahre 1960 und 

1960 

0,7 

0,8 

1965 

1,3 

1,7 


1. 8. Wie hoch waren die Zins- und Tilgungs- 
lasten (getrennt) 1969, 1974, und wie hoch 
werden sie in den Jahren 1975, 1976, 1977 
und 1978 sein? 


Die Zins- und Tilgungslasten betrugen bzw. werden 
voraussichtlich in Mrd. DM betragen (Gesamtvermö- 
gen zum Vergleich) : 


Jahr 

Zinsen 

Tilgung 

Kapital- 

dienst 

Gesamt- 
vermögen 
Ende des 

Re chnungs j ahr es 

1 

2 

3 

4 

1 " 5 ~ 


1969 0,5 1,8 2,3 23,4 

1974 2,3 2,7 5,0 48,5 

1975 2,4 4,5 6,9 52,7 


Die Zins- und Tilgungslasten der DBP sind bereinigt 
um die Zins- und Tilgungsleistungen des Bundes aus 
der Übernahme des Kapitaldienstes für Schuldtitel 
der DBP in Höhe von insgesamt ursprünglich 
3,3 Mrd. DM (siehe auch Antwort zur Frage 1. 10.). 


1. 9. Wie hoch war die Ablieferung an den Bund 
1960 bis 1969, 1970 bis 1974, und wie hoch 
wird sie in den Jahren 1975, 1976, 1977 und 
1978 sein (Ablieferungssoll und tatsächlich)? 

Die Ablieferung an den Bund gemäß § 21 des Post- 
verwaltungsgesetzes und die tatsächliche Abliefe- 
rung betrugen bzw. werden voraussichtlich betragen 
(in Mrd. DM) : 


Zeitraum 

Ablieferung It. 

§ 21 PostVwG 

tatsächliche 
Ablieferung *) 

1 ! 

2 

3 

I960 

0,362 

0,362 

1961 

0,388 

0,388 

1962 

0,422 

0,422 

1963 

0,477 

0,477 

1964 

0,501 

0,501 

1965 

0,590 

0,265 


*) Von 1975 an beläßt der Bund der Deutschen Bundes- 
post die volle Ablieferung zur Aufstockung des Eigen- 
kapitals. 


Zeitraum 

Ablieferung It. 

§ 21 PostVwG 

tatsächliche 
Ablieferung *) 

1 

1 2 

1 3 

1966 

0^8“ 

0,265 

1967 

0,717 

0,219 

1968 

0,775 

0,620 

1969 

0,853 

0,701 

1970 

0,938 

0,770 

1971 

1,055 

0,779 

1972 

1,261 

0,430 

1973 

1,440 

0,452 

1974 

1,622 

0,489 

1975 

rd. 1,800 

_ 


1. 10. Wie hoch waren die Finanzhilfen des Bun- 
des 1960 bis 1969, 1970 bis 1974, und mit 
welchen Finanzhilfen des Bundes rechnet 
die DBP für 1975, 1976, 1977 und 1978? 


Die Finanzhilfen des Bundes betrugen bzw. werden 
voraussichtlich betragen (in Mio DM) : 


Zeit- 

raum 

Einlage des 
Bundes zur 
Verstärkung 
des Eigen- 
kapitals der 
DBP 

Aus der 
Teilübernahme 
des Kapital- 
dienstes 

Finanzhilfen 
des Bundes 
insgesamt 

1 

1 ' ' 2^ 

3 

_ ^ 

1960 

— 

14,0 

14,0 

1961 

- 

14,0 

14,0 

1962 

- 

14,0 

14,0 

1963 

_ 

14,0 

14,0 

1964 

- 

58,2 

58,2 

1965 

325,4 

9,4 

334,8 

1966 

402,9 

21,9 

424,8 

1967 

497,4 

52,3 

549,7 

1968 

155,2 

97,9 

253,1 

1969 

151,8 

198,0 

349,8 

1970 

168,9 

669,1 

838,0 

1971 

276,1 

190,7 

466,8 

1972 

831,7 

190,7 

1 022,4 

1973 

988,1 

391,3 

1 379,4 

1974 

1 105,8 

178,1 

1 283,9 

1975 

1 783,0 

298,4 

2 081,4 


9 a) Die Finanzhilfen aus belassener Ablieferung wur- 
den erst von 1965 an gewährt, 
b) Ab 1975 wird die volle Ablieferung belassen. 


1. 11. In welcher Höhe (jährlich) und für welche 
Zwecke trägt die DBP Lasten für den Bund 
bzw. erhält sie keine oder nicht die volle 
Kostenerstattung? 

Die Frage stellt offensichtlich auf den Begriff der 
politischen und betriebsfremden Lasten ab. Die 
Grenzen zwischen politischer Last und Verpflichtung 
zu gemeinwirtschaftlicher Verkehrsbedienung sind 
fließend. Den Nachteilen einer Betriebs- und Zu- 
lassungspflicht im Bereich der Deutschen Bundes- 
post stehen Alleinbetriebsrechte und gewisse 
Steuervergünstigungen des Post- und Fernmelde- 
wesens gegenüber. 
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Eine methodisch und sachlich einwandfreie Ermitt- 
lung von „politischen Lasten" oder von nachteiligen 
Einflüssen staatlicher Preisinterventionen erscheint 
nach herrschender Auffassung bei dem augenblick- 
lichen Status der Deutschen Bundespost nicht mög- 
lich. 


1. 12. In welcher Höhe rechnet der Bundespost- 
minister hier mit Entlastungen? 

Die geltenden Bestimmungen des Postverwaltungs- 
gesetzes sehen eine Abgeltung politischer Lasten 
durch den Bund nicht vor. 


1. 13. Haben die Gebührenerhöhungen vom 
1. September 1971, 1. Juli 1972 und 1. Juli 
1974 die von der DBP veranschlagten Mehr- 
einnahmen bisher auch tatsächlich erbracht? 
Wie hoch waren im einzelnen die Abwei- 
chungen? 

Die veranschlagten Mehreinnahmen aus den Ge- 
bührenmaßnahmen der Jahre 1971, 1972 und 1974 
konnten grundsätzlich realisiert werden. 

Es muß jedoch darauf hingewiesen werden, daß die 
Ertragsentwicklung auch im Bereich des Post- und 
Fernmeldewesens in erheblichem Umfang durch kon- 
junkturelle und strukturelle Einflußfaktoren be- 
stimmt wird. Bei einem haushaltstechni sehen Vor- 
lauf von z. T. 18 Monaten ist die Quantifizierung 
dieser Einflußfaktoren sehr schwierig. 

Im Voranschlag 1974 bedeutet bereits eine Fehlein- 
schätzung von nur 1 v. H. eine Abweichung des 
Gesamtergebnisses um ca. 270 Mio DM. 

Der finanzwirtschaftliche Erfolg auch der Gebühren- 
erhöhung von 1974 kommt darin zum Ausdruck, daß 
bei einem realen Verkehrswachstum in Höhe von 
1,9 V. H. gegenüber dem Vorjahr die Erträge um rd, 
12 V. H. gewachsen sind. Auch 1975 - in dem die Ge- 
bührenerhöhung vom 1. Juli 1974 erstmals ein volles 
Jahr wirksam ist - wird bei einem realen Verkehrs- 
wachstum von 1,4 V. H. mit einer nochmaligen Stei- 
gerung der Erträge um 9,4 v. H. gerechnet. 


1. 14. Wie lange glaubt der Bundespostminister 
bei der jetzigen Entwicklung noch ohne 
Gebührenerhöhung auskommen zu können? 

Nach den gegenwärtigen Erkenntnissen ist die Wirt- 
schaftsführung der Deutschen Bundespost bis ein- 
schließlich 1976 gesichert, zumal 1975 sogar mit 
einem Gewinn gerechnet werden darf. 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen hat deshalb mehrfach in der Öffentlichkeit 
erklärt, daß in den Jahren 1975 und 1976 seitens der 
Deutschen Bundespost keine Gebührenerhöhungen 
beabsichtigt sind. Diese Erklärung gilt uneinge- 
schränkt weiter. 


1. 15. Ist dieser Termin wirtschaftlich oder poli- 
tisch motiviert? 

Die Planung von Gebührenmaßnahmen der Deut- 
schen Bundespost ist wirtschaftlich begründet. Im 
übrigen hat die Deutsche Bundespost bei allen ihren 
Entscheidungen nach § 2 des Postverwaltungsgeset- 
zes die Grundsätze der Politik der Bundesrepublik 
Deutschland zu berücksichtigen. 


1. 16. Welche Vorstellungen hat der Bundespost- 
minister entwickelt, um mit der katastro- 
phalen Finanzlage der DBP fertig zu wer- 
den, ohne dabei den Bundeshaushalt künftig 
(durch Schuldenübernahme), Sdiuldzins- 
übernahme, Verzicht auf Ablieferung usw.) 
weiter zu belasten? 

Die Wirtschaftsführung der Deutschen Bundespost 
wird vom Prinzip der Eigenwirtschaftlichkeit be- 
stimmt. In diesem Zusammenhang hat die Deutsche 
Bundespost schwierige wirtschaftliche und finan- 
zielle Probleme zu meistern. Ihre Finanzlage ist je- 
doch nicht katastrophal wie der für 1975 zu erwar- 
tende Gewinn belegt. 

Verstärkte Rationalisierungsbemühungen, die An- 
passung des Investitionshaushalts an die Nachfrage- 
entwicklung sowie die qualitative und quantitative 
Anpassung des Leistungsangebots der Deutschen 
Bundespost an die Bedürfnisse des Marktes dienen 
letztlich dem Ziel, ohne Zuschüsse aus dem Bundes- 
haushalt die wirtschaftliche Ertragskraft des Unter- 
nehmens zu stabilisieren. 

Seit 1964 hat der Bund Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Kapitalstruktur der DBP ergriffen, um die 
Eigenwirtschaftlichkeit des Unternehmens zu 
sichern. Unter dieser Zielsetzung sehen die Gesetz- 
entwürfe der Regierungs-Koalition zu einer Post- 
verfassung sowie der CDU/CSU-Fraktion zu einer 
Novellierung des Postverwaltungsgesetzes den 
Wegfall der Ablieferung der DBP solange vor, bis 
ein Eigenkapitalanteil von 33 v. H. erreicht ist. Im 
Haushaltsgesetz 1975 ist deshalb unter Hinweis auf 
den Entwurf der Regierungskoalition auch vorge- 
sehen, daß erstmalig der Bund die Ablieferung zur 
Aufstockung des Eigenkapitals voll wieder ein- 
bringt. 


II. 1. Wie war die Verkehrsentwicklung im Jahr 

1974 (im Vergleich zum Vorjahr) in den 
einzelnen Post- und Fernmeldedienstzwei- 
gen, und wie liegen die Schätzungen für 

1975 und die folgenden Jahre? 

Die Verkehrsentwicklung im Jahre 1974 im Ver- 
gleich zu der im Jahre 1973 sowie die Schätzungen 
für das Jahr 1975 sind in der folgenden Übersicht 
zusammengestellt : 
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Verkehrsänderungsraten in v. H. 


Dienstzweig Kalenderjahr 



1974 

1975 


1 

2 

Postdienst 

— 1,1 

— 3,8 

Gelddienst 

+ 0,1 

— 5,3 

Postreisedienst 

+ 1,0 

+ 1,0 

Postscheck dienst 

+ 2,7 

+ 1,2 

Postsparkassendienst 

+ 1,7 

+ 1,5 

Postwesen 

— 0,4 

— 3,4 

Telegrafendienst 

+ 6,8 

+ 5,2 

Fernsprechdienst 

+ 3,2 

+ 4,1 

Fernmeldewesen 

+ 3,3 

+ 4,2 

DBP 

+ 1,9 

+ 1,4 

Die Verkehrssteigerungsrate 

1974 des 

Fernmelde- 


Wesens mit + 3,3 v. H. und der DBP insgesamt mit 
+ 1,9 V. H. ist gegenüber einem gesamtwirtschaft- 
lichen Wachstum von real + 0,4 v. H. nach wie vor 
in beachtenswertem Ausmaß überproportional. 


II. 2. Trifft es zu, daß die Anträge für neue Tele- 
fonanschlüsse rapide zurückgehen und sich 
das Verhältnis von Neuanmeldungen zu 
Abmeldungen z. Z. wie 2 : 1 stellt? 

a) Die Zahl der monatlich eingehenden Anträge 
(einschließlich der Anträge auf Ortsveränderung) 
ist seit Beginn des Jahres 1975 nach einem Rück- 
gang in der 2. Hälfte des vorigen Jahres wieder 
angestiegen. Die Zahl der eingegangenen An- 
träge betrug 

imJanuarl975 113274 (Januar 1974: 112 513), 
im Februar 1975 103 364 (Februar 1974: 103 869). 

b) Die Zahl der Neuanmeldungen (Anträge auf Neu- 
anschließungen) und die Zahl der Abmeldungen 
(endgültige Kündigungen) werden statistisch 
nicht gesondert erfaßt. 

Es wird jedoch die Bruttozahl der Anschließungen 
von Hauptanschlüssen erfaßt, in der Neuanschlie- 
ßungen und Ortsveränderungen enthalten sind. 
Ebenso wird die Zahl der gesamten Aufhebungen 
von Hauptanschlüssen ermittelt, die wiederum die 
Zahl der endgültigen Kündigungen, der Kündigun- 
gen anläßlich von Ortsveränderungen und der we- 
gen Gebührenrückständen zwangsweise aufgehobe- 
nen Hauptanschlüsse umfaßt. Die Zahl der Brutto- 
anschließungen steht zur Zahl der Bruttoaufhebun- 
gen im Verhältnis von etwa 2:1. Im Februar 1975 
betrug die Zahl der Bruttoanschließungen 106 663, 
der Brutooaufhebungen 52 853. Die Vergleichszahlen 
vom Februar 1974 lauten: Bruttoanschließungen 
124 886, Bruttoaufhebungen 57 908. 


II. 3. Wie groß ist z. Z. die Anzahl der Warten- 
den, deren Anschluß nicht innerhalb von 
vier Wochen herstellbar ist? 

Die Anzahl der Wartenden, deren beantragter 
Hauptanschluß nicht innerhalb von vier Wochen 
herstellbar ist, betrug Ende Februar 1975 nur noch 


rund 83 000, das sind 0,66 v. H. der geschalteten 
Fernsprechanschlüsse. 

Die maximale Zahl der Wartenden betrug im 
Jahre 1971 rund 656 000, das waren 7 v. H. der da- 
mals geschalteten Fernsprechanschlüsse. 


II. 4. Wie hoch ist die Reserve an freien An- 
schlüssen? 

Die Reserve an freien Schaltmöglichkeiten für 
Hauptanschlüsse (Beschaltungseinheiten) betrug 
über alle Ortsvermittlungsstellen am 31. Dezember 
1974 479 000 Beschaltungseinheiten, das sind 2,8 v. H. 
der vorhandenen Beschaltungseinheiten. Wegen der 
mehrjährigen Planungs- und Ausbauintervalle er- 
gibt sich, daß in einigen Ortsvermittlungsstellen der 
tatsächliche Vorrat größer als der optimale ist, in 
anderen dagegen darunter liegt. 


II. 5. Wie hoch ist die Reserve an freien Kabel- 
adern in den Ortsnetzen? 

Die nichtbeschalteten Kabeladern in Ortsnetzen stel- 
len keine Vorräte dar, sondern sind die aus wirt- 
schaftlichen Gründen vorgefertigten, notwendigen 
Teile des Endproduktes „Fernsprechanschluß''. Da 
das Fernsprechnetz nicht mehr aus oberirdisch ge- 
führten Leitungen besteht, sondern aus unterirdisch 
verlegten Kabeln, kann es nicht bei Bedarf von Fall 
zu Fall erweitert werden, sondern nur in größeren 
Zeitabständen. Nach Wirtschaftlichkeitsrechnungen 
und Empfehlungen des Bundesrechnungshofes liegt 
das Optimum für diese Zeitabstände im Mittel bei 
acht Jahren. Bei der verringerten gegenwärtigen 
Nachfrage nach Fernsprechanschlüssen ist der Anteil 
der nicht beschalteten Kabeladern um etwa 20 v. H. 
höher. 


II. 6. Welchen Einfluß hatte die letzte Gebühren- 
erhöhung auf die Verkehrsentwicklung? 

Der Einfluß der letzten Gebührenänderung auf die 
Entwicklung der Verkehrsmengen läßt sich auch 
nicht annähernd abschätzen. Die insbesondere auf- 
grund der exportorientierten Wirtschaft der Bundes- 
republik im Inland spürbaren Auswirkungen der 
Weltwirtschaftslage haben durch die enge Verflech- 
tung der DBP mit der deutschen Gesamtwirtschaft 
die Nachfrage nach Dienstleistungen des Post- und 
Fernmeldewesens stark beeinflußt. Die wegen der 
finanziellen Situation der DBP unumgängliche Ge- 
bührenänderung hat nach den Erfahrungen bei frü- 
heren Gebührenanpassungen ebenfalls zumindest 
vorübergehend Auswirkungen auf die Nachfrage, 
jedoch lassen sich die Anteile der wirksam werden- 
den Einflüsse nicht sachgerecht gegeneinander ab- 
grenzen. 
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Im einzelnen läßt sich - bezogen auf einen Haupt- 
anschluß - erkennen: 

— Abgeschwächte Zuwachsrate des Fernsprechver- 
kehrs zum Tagtarif (absolut: Zunahme des Fern- 
verkehrs). 

— Starke Zunahme (+ 65 v. H.) des Fernverkehrs 
in der Zeit des Nachttarifs II, wobei ein Fünftel 
des Zuwachses auf Kosten des Verkehrs zur Zeit 
des Nachttarifs I geht und vier Fünftel Verkehr 
aufgrund des neuen Angebots sind. 

— Geringe Abnahme des Ortsverkehrs, die aber 
weniger mit der Gebührenänderung, sondern 
vielmehr mit der weiteren Zunahme der Zahl 
der „Wenigsprecher" zu erklären ist. 

Im gesamten Postdienst verlief die Verkehrsent- 
wicklung nach der Gebührenerhöhung vom 1. Juni 
1974 im erwarteten Rahmen. Die Einnahmen an 
Postgebühren waren im Jahre 1974 um rund 0,5 v. H. 
höher als der im Voranschlag 1974 auf der Grund- 
lage der Verkehrsentwicklung und der geschätzten 
Auswirkungen der Gebührenerhöhung angesetzte 
Betrag. 


II. 7. Weiche Konsequenzen sind bzw. werden 
aus dem Verkehrsrückgang bzw. der Ab- 
schwädiung der Verkehrszunahme im Hin- 
blick auf die Planungskapazitäten und den 
Personalbestand der DBP gezogen? 

Aufgrund der geplanten Rationalisierungsmaßnah- 
men teilweise auch der zu erwartenden Verkehrs- 
entwicklung wird der Personalbestand in den näch- 
sten Jahren abnehmen. Die Reduzierung wird im 
wesentlichen ohne unzumutbare soziale Härten für 
das vorhandene Personal unter Ausnutzung der na- 
türlichen Personalabgänge, der Personalfluktuation 
und durch Drosselung der Arbeitskräftezugänge vom 
Markt sowie der Einstellung von Beamtennach- 
wuchskräften und Auszubildenden zu erreichen sein 
(s. hinsichtlich der Planungskapazitäten auch Ant- 
wort zu Frage III, 11.). 


II. 8. Welche Konsequenzen werden aus dem 
Verkehrsrückgang bzw. der Absdiwädiung 
der Verkehrszunahme im Hinblick auf die 
Investitionstätigkeit für 1975 und die fol- 
genden Jahre gezogen? 

Aus dem Rückgang der Nachfrage nach Dienstlei- 
stungen im Postdienst und der Ab Schwächung der 
Verkehrszunahme im Fernmeldedienst wurden be- 
reits im Rechnungsjahr 1974 im Hinblick auf die 
Investitionstätigkeit Konsequenzen gezogen: 

Die Ansätze für Sachinvestitionen wurden zur An- 
passung an die Nachfrage und die Finanzierungs- 
möglichkeiten durch einen Nachtrag zum Haushalts- 
plan 1974 um rund 1,1 Mrd. DM auf 8,1 Mrd. DM zu- 
rückgenommen. Das sind im Ergebnis rund 0,2 Mrd. 
DM weniger als 1973. Der endlich gelungene Abbau 
der Warteliste - das ist die Zahl der über vier Wo- 


chen auf einen Fernsprechanschluß Wartenden ~ von 
234 000 Ende 1973 auf 85 000 Ende 1974 zeigt, daß 
die betriebswirtschaftlich und finanziell gebotenen 
Investitionskürzungen auch in dem am stärksten be- 
troffenen Fernmeldebereich bedarfsgerecht waren. 

Die Deutsche Bundespost wird die Sachanlagen auch 
in den Folgejahren streng am Bedarf und den Finan- 
zierungsmöglichkeiten orientieren. 1975 sind Sach- 
investitionen in Höhe von 7,9 Mrd. DM vorgesehen. 


II. 9. In welchem Maße ist von Investitionskür- 
zungen die Zulieferindustrie und speziell 
welche Bereiche betroffen? 


Das Auftragsvolumen für die Fernmeldeindustrie 
wurde 1974 gegenüber den ursprünglichen Planun- 
gen um rund 873 Mio DM gekürzt (s. auch Antwort 
zu Frage II. 8.). Im einzelnen waren folgende Berei- 
che betroffen: 


— Teilnehmereinrichtungen 

— Nebenstellenanlagen 

— Ortsvermittlungsstellen 

— Fernvermittlungsstellen 

— Ortsleitungsnetze 

— Verstärkerstellen 

— Funkeinrichtungen 

— Fernkabelanlagen 

— Sonstiges 
Insgesamt 


19 Mio DM 
32 Mio DM 

265 Mio DM 
120 Mio DM 
291 Mio DM 
93 Mio DM 
21 Mio DM 

20 Mio DM 
12 Mio DM 

873 Mio DM 


II. 10. Ergeben sich aus den Verkehrsrückgängen 
bzw. der Abschwächung der Verkehrszu- 
nahme und der Verminderung des Investi- 
tionsvolumens Auswirkungen in der Weise, 
daß die Lagerbestände der DBP eine we- 
sentliche Aufstockung erfahren? 

Infolge der Abschwächung der Verkehrszunahme 
und der Verminderung des Investitionsvolumens 
haben sich die Lagerbestände an Ortskabeln am 
31. Dezember 1974 (4,8 Mio Doppeladerkilometer) 
gegenüber den Beständen am 31. Dezember 1973 
(3,1 Mio Doppeladerkilometer) um 1,7 Mio Doppel- 
aderkilometer erhöht, bezogen auf die jährliche Ein- 
bauquote von 7,5 Mio Doppeladerkilometern in 1975 
sind dies etwa 22 v. H. 

Bei anderen Gegenständen ergeben sich keine Vor- 
ratserhöhungen über die optimalen Bestände hinaus. 


III. 1. In seiner Antwort auf eine Kleine Anfrage 
der CDU/CSU-Fraktion hatte der Bundes- 
postminister am 15. März 1974 für 1974 
einen Personalüberhang bei der DBP be- 
stritten. War dies rückblickend tatsächlich 
zutreffend und wenn nein, warum nicht? 


Ein Personalüberhang hat bei der DBP im Jahres- 
durchschnitt 1974 nicht bestanden. 
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Bereich 


F-wesen 

Summe 

Postwesen 


Personalbedarfs- 

posten 


1974 

(Jahresdurchschnitt) 

Arbeitskräfte 


293 467 290 036 

179 555 160 707 

473 022 450 743 


III. 2. Der ehemalige Bundespostminister Dr. 
Ehmke wollte bis 1974 28 000 Planstellen 
einsparen. Wieviel Planstellen wurden ein- 
gespart? Wieviel Dienstposten wurden ein- 
gespart? 

Planstellen sind die im Haushalt ausgewiesenen 
Stellen für planmäßige Beamte. Die DBP beschäftigt 
aber nicht nur planmäßige Beamte, sondern auch 
Arbeiter und Angestellte. Diese werden auf einem 
erheblichen Teil der Arbeitsposten beschäftigt, die 
nach ihrer Funktion eigentlich für Beamte vorgese- 
hen sind und als Dienstposten bezeichnet werden 
(s. auch Antwort zu Frage 5 der Kleinen Anfrage 
vom 15. März 1974). 

Die Einsparung von Dienstposten durch Rationalisie- 
rungsmaßnahmen setzt im personellen Bereich eine 
Reihe rechtlicher, sozialer und betrieblicher Rege- 
lungen voraus, deren Vorbereitung z. T. außerge- 
wöhnlich langwierig ist. 

Dennoch gelang es, auch im Jahre 1974 6060 Dienst- 
posten (= Arbeitsplätze) durch Rationalisierungs- 
maßnahmen einzusparen (s. auch Antwort zu VI. 1.). 

Außerdem ist es gelungen, am 1. Oktober 1974 die 
40-Stunden-Woche praktisch ohne Personalvermeh- 
rung einzuführen. Im Vorgriff auf später förmlich 
festzustellende Ergebnisse eingeleiteter oder vor- 
bereiteter Rationalisierungsmaßnahmen konnte auf 
die Einrichtung von 12 000 bis 14 000 Arbeitsplätzen 
verzichtet werden. Damit beläuft sich die Zahl der 
im Jahre 1974 eingesparten Arbeitsplätze auf 18 000 
bis 20 000. 

Eine Reihe von Maßnahmen, für deren Durchführung 
der Erlaß der Rationalisierungs-Verordnung Voraus- 
setzung war, wird erst in den nächsten Wochen ge- 
troffen werden können, nachdem der Bundesrat der 
Verordnung am 14. März 1975 zugestimmt hat. 


III. 3. Wie hoch ist derzeit, u, a. auch in Anbe- 
tracht des Verkehrsrückgangs bei der DBP, 
der personelle Überhang 

a) nach den bisherigen und 

b) nach den neuen Bemessungsrichtlinien? 

In der Frage wird eine lineare Korrelation zwischen 
Verkehrsmengenänderungen und Personalbedarf un- 
terstellt. Ein solcher Zusammenhang besteht in der 
Regel nicht. 

Wenn die Verkehrszahlen im Briefdienst sich z. B. 
um 5 V. H. vermindern, so hat diese Minderung in 
dem besonders personalintensiven Bereich des Brief- 


zustelldienstes nur Einfluß auf die der Zustellung 
vorausgehenden Vorbereitungsarbeiten des Zustel- 
lers. Der Zeitbedarf für die eigentliche Zustellung 
dagegen wird entscheidend nicht von der Zahl der 
zuzustellenden Briefe, sondern von der Zahl der zu 
bedienenden Abgabestellen (Empfangsstellen) und 
den damit verbundenen Wegeleistungen bestimmt. 

Nach den bisherigen Bemessungsrichtlinien hat es 
keinen Personalüberhang gegeben. Auch nach den 
neuen Bemessungsrichtlinien wird es keinen Per- 
sonalüberhang geben, da der Personalbestand stets 
möglichst zeitnah dem Personalbedarf angepaßt 
wird. 


III. 4. Waren die Personalbedarfsschätzungen der 
DBP in den vergangenen Jahren zutreffend 
und wenn nein, warum nicht? 

Die Personalbedarfsschätzungen der DBP erreichten 
in den vergangenen Jahren den Sicherheitsgrad, der 
nach den verfügbaren allgemeinen Prognosen, be- 
trieblichen Daten usw. zu den Zeitpunkten der Er- 
stellung erreichbar war. Weil die DBP ihr Personal 
im wesentlichen über die eigene Ausbildung ge- 
winnt, setzt dies eine mittelfristige Personalbedarfs- 
planung voraus. Die aufgrund der raschen Änderung 
der wirtschaftlichen Lage diskontinuierliche Entwick- 
lung wichtiger Einflußfaktoren setzte die Eintreffens- 
wahrscheinlichkeit solcher mittelfristiger Prognose- 
ergebnisse naturgemäß herab. 


III. 5. In welcher Größenordnung ist eine Umbe- 
setzung zwischen den einzelnen Dienstzwei- 
gen notwendig und möglich? 

Umsetzungen sind vorübergehend vor allem aus 
dem Fernmeldebereich in den Postbereich bzw. aus 
dem technischen in den nichttechnischen Fernmelde- 
bereich notwendig. 

Seit September 1974 sind 528 Fernmeldehandwerker 
in den Postbereich bzw. aus dem technischen in den 
nichttechnischen Fernmeldebereich umgesetzt wor- 
den. Diese Umsetzungen sind notwendnig, um 

a) eine zeitweilige Überbesetzung in bestimmten 
technischen Fernmeldebereichen zu vermeiden, 

b) um Personalbedarf in bestimmten Postbereichen 
zu decken und dafür sonst erforderliche Neuein- 
stellungen von Personal zu vermeiden. 

Diese Umsetzungen betreffen bisher ausschließlich 
solche Fernmeldehandwerker, die seit dem 1. Sep- 
tember 1974 ihre Fernmeldehandwerkerprüfung be- 
standen haben. Sie sind dadurch ermöglicht worden, 
daß die DBP mit diesen Kräften bei Abschluß des 
Arbeitsvertrages eine sich auf § 3 Abs. 2 des Tarif- 
vertrages für die Arbeiter der DBP stützende ent- 
sprechende schriftliche Nebenabrede getroffen hat. 

Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage III. 26. 
verwiesen. 
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III. 6. Welche Hindernisse stehen der Verwen- 
dung von Kräften des Fernmeldewesens im 
Postwesen entgegen? 

Den Nachwuchs für die technischen Fernmeldedien- 
ste der einfachen und mittleren Laufbahn sowie für 
die handwerklichen Tätigkeiten gewinnt die DBP 
aus den Auszubildenden des Fernmeldehandwerks, 
die in verwaltungseigenen Ausbildungsstätten aus- 
gebildet werden. Nach Bestehen der Fernmelde- 
handwerkerprüfung und Abschluß des im Tarifver- 
trag vorgesehenen Arbeitsvertrages unterliegen sie 
voll den Bedingungen des Tarifvertrages für die 
Arbeiter der DBP. Nach § 19 dieses Vertrages sind 
die Fernmeldehandwerker u. a. mit Tätigkeiten zu 
beschäftigen, die ihrer Ausbildung entsprechen. Die- 
se tarifvertragliche Bestimmung, die gleichartigen 
Regelungen in anderen Bundesverwaltungen ent- 
spricht, ist durch die Rechtsprechung des Bundes- 
arbeitsgerichts ausdrücklich bestätigt worden. Die 
DBP ist daran interessiert, diese spezialisierten Kräf- 
te in ihrem Bereich zu halten, um den künftigen 
Personalbedarf in den technischen Fernmeldeberei- 
chen zu decken. Um die aus dem § 19 des Tarifver- 
trages für die Arbeiter der DBP entstehenden Hemm- 
nisse zu beseitigen, hat die DBP daher mit den be- 
troffenen Kräften die schon erwähnte schriftliche 
Nebenabrede zum Arbeitsvertrag getroffen; sie wird 
dies vorerst auch weiter tun. Für den betroffenen 
Personenkreis stehen also der Verwendung im Post- 
wesen keine Hindernisse entgegen. 

Wegen der möglicherweise bei fortschreitender Ra- 
tionalisierung notwendig werdenden zeitweiligen 
Umsetzung solcher Fernmeldehandwerker in die 
Postdienste oder nichttechnischen Fernmeldedienste, 
die schon früher einen Arbeitsvertrag ohne die er- 
wähnte Nebenabrede abgeschlossen haben, befindet 
sich die DBP z. Z. in Verhandlungen mit den Tarif- 
vertragsparteien. 


III. 7. Trifft es zu, daß der Einsatz von überzäh- 
ligen Kräften des Fernmeldebereichs im 
Weihnachtsverkehr zur Abwicklung des 
Paketverkehrs am Einspruch des Personal- 
rats scheiterte? Wenn ja, was gedenkt die 
Verwaltung in solchen Fällen künftig zu 
tun? 

Es trifft nicht zu, daß der Einsatz von Kräften des 
Fernmeldebereichs im Paketdienst während des 
Weihnachts Verkehrs 1974 am Einspruch des Perso- 
nalrats gescheitert ist. 

Es hat im Gegenteil im Weihnachts verkehr 1974 
hinsichtlich des Einsatzes von Fernmeldehandwer- 
kern im Paketdienst und in anderen Bereichen des 
Postwesens administrativer Maßnahmen nicht be- 
durft. Im Rahmen der Verfügbarkeit hat sich eine 
ausreichende Zahl von Fernmeldehandwerkern - 
ohne die schon erwähnte schriftliche Nebenabrede 
zum Arbeitsvertrag - freiwillig für den Einsatz in 
den Postdiensten bereit gefunden. 


III. 8. Nach Feststellungen in der Bundesrats- 
Drucksache 19/75 sollen nun bis 1979 48 000 
besetzte Dienstposten eingespart werden. 
Welche Dienstzweige werden davon be- 
troffen? Reicht diese Gesundschrumpfungs- 
quote aus? 

Von der bis 1979 geschätzten Einsparung von 
48 000 besetzten Dienstposten, die eine Folge der 
neuen Personalbemessung und fortschreitender Ra- 
tionalisierungsmaßnahmen sein wird, werden sämt- 
liche Dienstzweige des Postwesens und die personal- 
intensiven Dienstzweige des Fernmeldewesens - und 
zwar in allen Laufbahnen - betroffen sein. Das wird 
ausreichen, um die Ergebnisse der neuen Personal- 
bemessung und der eingeleiteten bzw. noch einzu- 
leitenden Rationalisierungsmaßnahmen im personel- 
len Bereich zu realisieren und dabei gleichzeitig zu 
gewährleisten, daß die Qualität des Kundendienstes 
der Post- und Fernmeldedienste gleichbleibt. 


III. 9. Weiche Vorstellungen bestehen z. Z. bei der 
DBP über den künftigen Personalbedarf? 

S. Antwort zu Frage III. 8. 


III. 10. Ist es in der derzeitigen Situation tatsächlich 
möglich, wie der damalige Bundesfinanz- 
minister und heutige Bundeskanzler Schmidt 
in einem Rundfunkinterview am 9. Dezem- 
ber 1973 erklärte, neue Arbeitsplätze bei 
der DBP zu schaffen, wenn sich die allge- 
meine Beschäftigungslage verringere? Wer 
soll die Kosten für die neu zu schaffenden 
Arbeitsplätze übernehmen, und wie sollen 
diese genutzt werden? 

Die Erklärung des damaligen Bundesfinanzministers 
muß man vor dem Hintergrund der seinerzeit gege- 
benen Lage der DBP sehen. Beispielsweise waren zu 
diesem Zeitpunkt noch keine wesentlichen Verkehrs- 
rückgänge oder Verringerungen der Zuwachsraten 
zu beobachten. 

Grundsätzlich kann die DBP über den nachfrage- 
bedingten oder betrieblich begründeten Bedarf hin- 
ausreichende Investitionen nicht vornehmen. 


III. 11. Trifft es zu, daß Planungskapazitäten im 
Fernmeldewesen erweitert werden sollen? 
Welchem Zweck dient diese Erweiterung? 

Eine Kapazitätsausweitung wird in den Planungs- 
stellen für Vermittlungs-, übertragungs- und Fern- 
meldestromversorgungsanlagen vorgenommen. 

Um eine für die Industrie und die DBP gleicher- 
maßen notwendige, bedarfsorientierte Investitions- 
planung vornehmen zu können, ist es notwendig, 
in verstärktem Umfang nach möglichen Alternativ- 
lösungen zu suchen und für diese Alternativen ein- 
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gehende Wirtschaftlichkeitsrechnungen sowie in ver- 
stärktem Maße lang- und mittelfristige Planungs- 
arbeiten durchzuführen. Die Kapazitätsausweitung 
dient somit dem Zweck, die Qualität der Planung 
zu steigern. 


III. 12. Trifft es zu, daß es z. Z. insbesondere im 
Baubereich der DBP erhebliche Uberkapa- 
zitäten in der Planung gibt? 

Aufgrund der allgemeinen Verkehrsentwicklung 
muß in den Jahren 1974 bis 1978 von etwa gleich- 
bleibenden Bauinvestitionen in der Höhe von etwa 
1,5 Mrd. DM ausgegangen werden. Die vorhandenen 
Planungskapazitäten müssen diesen Erwartungs- 
werten angepaßt werden. Hierzu sind bereits vor 
längerer Zeit folgende Maßnahmen eingeleitet wor- 
den: 

— Verzicht auf Einstellung neuer Kräfte bei Fluk- 
tuations- und Altersabgängen, 

— überbezirklicher Personalausgleich und über- 
bezirkliche Zuweisung von Planungsaufgaben, 

— Einschränkung der Fremdleistungen. 

Mit Hilfe dieser Regelungen dürfte es auch mittel- 
und langfristig nicht zu Uberkapazitäten in der Pla- 
nung kommen. 


III. 13. Trifft es zu, daß freiberufliche Architekten 
bei der DBP z. Z. im Baubereich nicht mehr 
eingesetzt werden dürfen? 

Nachdem sich aufgrund der gesunkenen Nachfrage 
nach Dienstleistungen im Postwesen und der ab- 
flachenden Verkehrszuwachsrate im Fernmeldewe- 
sen eine rückläufige Entwicklung der Bautätigkeit 
abzeichnet, ist es selbstverständlich, daß die Beschäf- 
tigung und Auslastung des eigenen hochbautech- 
nischen Personals zunächst Vorrang gegenüber einer 
Vergabe von Aufträgen an freischaffende Architek- 
ten hat. Ein allgemeines Verbot des Einsatzes frei- 
schaffender Architekten wurde nicht ausgesprochen. 


III. 14. Seit über vier Jahren (vgl. Antwort vom 
15. März 1974) baut die DBP ein neues Per- 
sonalbemessungssystem auf und überprüft 
damit den Personalbedarf. Ende 1974 sollte 
diese Überprüfung abgeschlossen sein. Ist 
diese Personalbemessung nun abgeschlos- 
sen, oder fehlt noch ein wesentlicher Teil 
der benötigten Bemessungsunterlagen? Zu 
welchen Ergebnissen haben die bisherigen 
Untersuchungen geführt? 

Wie aus der Antwort zu Frage 5 der Kleinen An- 
frage - Drucksache 7/1823 - hervorgeht, sollte bis 
Ende 1974 die Überprüfung der Bemessungswerte, 
nicht die Überprüfung des Personalbedarfs, abge- 
schlossen sein. 


Das neue Personalbemessungsystem der DBP ist in 
der „Dienstanweisung für die Personalbemessung 
bei den Ämtern der DBP" geregelt. Es unterscheidet 
sich von dem früher praktizierten Bemessungsver- 
fahren dadurch, daß der vorher im wesentlichen 
nach subjektiven Eindrücken im Wege der soge- 
nannten „Dienstbeobachtung" ermittelte Personal- 
bedarf nunmehr mit Hilfe vorgegebener, auf mathe- 
matisch-statistisch gesicherten Zeitnahmen basieren- 
der Bemessungswerte unter gleichzeitiger Optimie- 
rung der Arbeitsabläufe rechnerisch zu ermitteln ist. 
Die mit dem Aufbau dieses Systems verbundenen 
zahlreichen organisatorischen, mathematischen und 
statistisch schwierigen Probleme sind gelöst. In der 
Einführungsphase wirkte zeitverzögernd die Tat- 
sache, daß die Experten der DBP zur Einsparung 
sonst erforderlicher zeitraubender Rechenarbeiten 
sich bemühen, die rechnerische Ermittlung des Per- 
sonalbedarfs - besonders für die personalintensiven 
Dienstzweige - in EDV-Programme umzusetzen. Mit 
diesem Verfahren steht die DBP im Vergleich zu 
anderen Dienstleistungsbetrieben der öffentlichen 
Hände, der privaten Wirtschaft und anderer moder- 
ner Postverwaltungen vergleichbarer Größe und 
Vielseitigkeit der Aufgabenerfüllung an führender 
Stelle. Die DBP hat diese Zeitverzögerung in Kauf 
genommen, um dieses Personalbemessungssystem 
für lange Zeiträume den sich ständig ändernden 
Arbeitsabläufen entsprechend funktionsfähig zu ge- 
stalten. 

Die fertiggestellten Bemessungsunterlagen erfassen 
bereits rund 60 v. H. der Arbeitsplätze der DBP. 

Die mit Hilfe dieser Bemessungsvorgaben durch- 
zuführenden Personalbemessungen erfordern je nach 
Dienstzweig und nach dem örtlich verschiedenen 
Organisationsstand unterschiedliche Zeiträume. Die 
Einführung dieses völlig neuen Systems erfordert 
umfangreiche Schulungen der damit befaßten Kräfte 
und eine entsprechende Motivierung des betroffenen 
Personals. Bei Einführung des Systems mußten auch 
statistische Verfahren zur laufenden Ermittlung der 
Verkehrsmengen für die Dienstzweige entwickelt 
und erprobt werden, in denen der Personalbedarf 
ganz oder überwiegend von Verkehrsmengen ab- 
hängt. Insofern konnte nicht auf vorhandene Ver- 
fahren aufgebaut werden. 

An der Erstellung der Bemessungsunterlagen für 
die noch nicht erfaßten Bereiche wird zügig weiter- 
gearbeitet. 

Im Jahre 1974 haben sich gegenüber 1973 die Zah- 
len der Arbeitseinheiten (= Arbeitsplätze) auf den 
Durchschnitt des Jahres bezogen wie folgt verän- 
dert: 

Postdienste: — 2555 Arbeitseinheiten 

Fernmeldedienste: — 1515 Arbeitseinheiten 

Postbankdienste: + 521 Arbeitseinheiten 

BPM und Mittelbehörden: — 78 Arbeitseinheiten 
DBP insgesamt: — 3627 Arbeitseinheiten •) 


*) Insgesamt sind durch Rationalisierungsmaßnahmen 
6060 Arbeitseinheiten eingespart worden. Im übrigen 
wird auf die Antworten zu den Fragen IV. 1. und 2. 
verwiesen. 
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III. 15. Sind diese Ergebnisse nur redinerisdi, oder 
sind es tatsächliche Einsparungen? 


Unter „rechnerischer Einsparung" soll die Zahl der 
zurüdegezogenen Arbeitseinheiten (= Soll- Arbeits- 
zeit für eine vollbeschäftigte Kraft), unter „tatsäch- 
licher Einsparung" die Verringerung der Zahl der 
beschäftigten Kräfte verstanden werden. 

Die rechnerischen Einsparungen betragen demnach 
3627 Arbeitseinheiten. Allerdings wären hier noch 
die Arbeitseinheiten hinzuzuzählen, die durch ande- 
re Rationalisierungsmaßnahmen als die neue Per- 
sonalbemessung eingespart wurden (s. Antwort zu 
Fragen IV. 1. und IV. 2,). 


Im Jahre 1974 hat sich - wiederum auf den Jahres- 
durchschnitt bezogen - die Zahl der tatsächlich be- 
schäftigten Arbeitskräfte der DBP gegenüber 1973 
wie folgt entwickelt (Teilkräfte umgerechnet auf 
Vollkräfte): 


Postdienste: 
Fernmeldedienste : 
Postbankdienste : 

BPM und Mittelbehörden: 
DBP insgesamt: 


— 2751 Arbeitskräfte 
4- 2972 Arbeitskräfte 
4- 652 Arbeitskräfte 
— 23 Arbeitskräfte 
+ 850 Arbeitskräfte 


Trotz Einführung der 40-Stunden-Woche ist also die 
Zahl der Arbeitskräfte im Jahre 1974 praktisch kon- 
stant geblieben. 


Stimmungen werden im Bereich der DBP keine 
Kräfte beschäftigt, für die nicht auch ein Arbeits- 
platz vorhanden ist. Die derzeitigen Schutzregelun- 
gen sehen die Möglichkeit einer Weiterbeschäfti- 
gung über den ausgewiesenen Bedarf hinaus nicht 
vor. 


III. 17. Welche Kosten haben die Rationalisierungs- 
schutzbestimmungen bisher verursacht? 

Von den insgesamt anfallenden Kosten des Ratio- 
nalisierungsschutzes werden nur die Aufwendungen 
statistisch erfaßt, die als Ausgleichszulage an Arbei- 
ter und Angestellte bei rationalisierungsbedingter 
Minderung des Monatslohns bzw. der Monatsver- 
gütung erbracht werden. 

Im Monat Januar 1975 wurden Ausgleichszulagen 
für Minderungen des Monatslohnes in Höhe von 
rund 94 000 DM gezahlt. Dieser Betrag entspricht 
einem Anteil von nur 0,05 v. H. der gesamten Per- 
sonalkosten für Arbeiter. Bei Angestellten betrugen 
diese Kosten im Abrechnungsmonat Februar 1975 
insgesamt rund 4700 DM. Der Anteil an den Per- 
sonalausgaben für Angestellte beträgt damit nur 
0,01 V. H. 


III. 16. Wieviel Kräfte werden auf Grund der 

Rationalisierungsschutzbestimmungen 

a) höherwertig weiterbeschäftigt bzw. 

b) überhaupt weiterbeschäftigt? 

Den Rationalisierungsschutzbestimmungen der DBP 
liegt die Ziel Vorstellung zugrunde, Kräfte, deren 
Arbeitsplatz infolge einer Rationalisierungsmaß- 
nahme wegfällt oder sich in seinem Aufgabeninhalt 
oder Arbeitsumfang so verändert, daß sie dort nicht 
mehr besoldungs-, lohn- oder vergütungsgerecht 
weiterverwendet werden können, innerhalb der 
DBP auf einem anderen gleichwertigen, nicht aber 
höherwertigen Arbeitsplatz unterzubringen, notfalls 
auch an einem anderen Beschäftigungsort und mit 
Hilfe von Umschulungsmaßnahmen. Maß stab für den 
Anspruch der Betroffenen auf gleichwertige Wieder- 
verwendung ist dementsprechend die letzte dauern- 
de Verwendung vor Eintritt der Rationalisierungs- 
maßnahme. 

Die Zahl der Kräfte, die im Vergleich zu ihrer Be- 
zahlung nur geringerwertige Tätigkeiten verrichten, 
ist verschwindend gering. 

Infolge der großen Zahl der laufenden Personal- 
abgänge - in den Jahren 1972 bis 1974 sind im 
Durchschnitt jährlich rund 23 000 Vollbeschäftigte, 
für eine ständige Verwendung eingestellte Kräfte 
aus Altersgründen, infolge Dienstunfähigkeit, durch 
Tod oder aus sonstigen Gründen ausgeschieden - 
konnten die durch Rationalisierungsmaßnahmen 
freigewordenen Kräfte anderweitig untergebracht 
werden. Aufgrund der Rationalisierungsschutzbe- 


III. 18. Wie hoch waren die Anforderungen der 
OPDn für 1975 bezüglich der Einstellung 
von Fernmeldelehrlingen? 

Die Personalplanungen der Oberpostdirektionen 
weisen für 1975 einen Einstellungsbedarf von 200 
Nachwuchskräften für das Fernmeldehandwerk aus. 


III. 19, Die DBP hat im Durchschnitt der letzten 
Jahre 5000 bis 6000 Fernmeldelehrlinge pro 
Jahr eingestellt. In diesem Jahr sollen es 
nur 1800 sein. Welches sind die Ursachen 
für diese starke Reduzierung? 

III. 20. Liegen hier Fehler in der Planung vor? 

Für das Rechnungsjahr 1975 besteht aus der Unter- 
nehmenssicht kein akuter Bedarf an Neueinstellun- 
gen von Auszubildenden im Fernmeldehandwerk. 
Wenn unter Berücksichtigung unternehmerisch noch 
vertretbarer Belastungen trotzdem im Jahre 1975 
etwa 1800 Einstellungen von Auszubildenden im 
Fernmeldehandwerk vorgenommen werden sollen, 
so leistet die DBP damit einen beachtlichen Beitrag 
zur Erhaltung von Ausbildungs- und Arbeitsplätzen. 

Die Gründe für die Verringerung des Eigenbedarfs 
an Auszubildenden im Fernmeldehandwerk (bereits 
1974 wurden rund 1500 Auszubildende im Fern- 
meldehandwerk weniger eingestellt als im Durch- 
schnitt der Jahre 1970 bis 1973) sind neben den 
Auswirkungen der eingeleiteten Rationalisierungs- 
maßnahmen die gegenüber früher abgeschwächte 
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Verkehrszunahme, die erforderlich gewordene An- 
passung der Investitionen im Fernmeldewesen an 
die verringerte Verkehrszuwachsrate sowie eine 
Abnahme der Personalfluktuation. (Bis zum Jahre 
1973 wechselten 30 bis 35 v. H. eines Ausbildungs- 
Jahrgangs zur Industrie). 

Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage III. 4, 
hingewiesen. 


III. 21, Wie viele Fernmeldelehrlinge will die DBP 
in den nächsten Jahren einstellen? 

Wie viele Auszubildende im Fernmeldehandwerk in 
den nächsten Jahren eingestellt werden sollen, kann 
z. Z. nicht gesagt werden. Auf Grund der allgemei- 
nen Konjunkturentwicklung und der branchenspe- 
zifischen Entwicklung der Nachfrage nach Dienst- 
leistungen des Fernmeldewesens muß die langfristi- 
ge Personalplanung neu erstellt werden. 


III. 22. Wie hoch ist die Ausbildungskapazität der 
derzeit vorhandenen Ausbildungsstätten für 
Fernmeldelehrlinge ? 

In den im Jahre 1975 vorhandenen 91 Ausbildungs- 
stätten sind ca. 5800 geeignete Ausbildungsplätze 
für Auszubildende im Fernmeldehandwerk (1. Aus- 
bildungsjahr) vorhanden. 


III. 23. Wie hoch ist z. Z. die Kapazitätsausnutzung 
der Lehrlingsausbildungsstätten bei der 
DBP, und wie wird sich diese voraussichtlich 
in den nächsten Jahren entwickeln? 

16 481 Auszubildende im Fernmeldehandwerk und 
631 Auszubildende im Elektromechanikerhandwerk 
stehen bei der Deutschen Bundespost in einem Aus- 
bildungsverhältnis. 

Die derzeitige Kapazitätsausnutzung im Fernmelde- 
handwerk bezogen auf die drei vorhandenen Aus- 
bildungsjahrgänge beträgt damit ca. 94 v. H.; auch 
im Elektromechanikerhandwerk ist die Ausbildungs- 
kapazität nahezu voll genutzt. 

Die Kapazitätsausnutzung im weiteren Verlauf des 
Jahres 1975 und in den nächsten Jahren wird von 
der Einstellungsquote und von der Nutzung freier 
Kapazitäten durch Dritte abhängen. Die Deutsche 
Bundespost wird jedoch mittelfristig die Ausbil- 
dungskapazität dem künftigen Nachwuchsbedarf an- 
passen müssen. 


III. 24. Wie hoch ist die Kapazität der im Bau bzw. 
in der Planung befindlichen Ausbildungs- 
stätten für Fernmeldelehrlinge? 

Die Planung von Ausbildungsstätten für Auszubil- 
dende wurde im September 1974 zunächst zurück- 
gestellt. Ausgenommen wurde lediglich die Pla- 
nung von Ausbiidungsstätten, die als Ersatzbau- 


vorhaben für räumlich nicht zusammenhängend un- 
tergebrachte und nicht geeignete Ausbiidungsstellen 
unabweisbar erforderlich sind. 

Zur Zeit laufende Neu- und Umbauten dienen dem 
Ersatz von Ausbildungsplätzen, die den Anforde- 
rungen nicht mehr genügen oder aus anderen Grün- 
den (z. B. Kündigungen von Mietobjekten) wegfal- 
len. Von diesen Umstrukturierungsmaßnahmen kön- 
nen in den nächsten Jahren bis zu 2000 Ausbil- 
dungsplätze betroffen werden. 


III. 25. Wurden schon Ausbildungsstätten still- 
gelegt? 

Bisher wurde keine der vorhandenen Ausbildungs- 
stätten stillgelegt; eine stärkere Konzentrierung 
kann aber künftig nicht ausgeschlossen werden. Be- 
werber aus Orten, an denen u. U. die Ausbildung 
künftig eingestellt wird, werden bei der Vergabe 
von Ausbildungsplätzen in benachbarten Ausbil- 
dungsstätten berücksichtigt werden. 


III. 26. Wie viele soeben ausgebildete Fernmelde- 
handwerker werden z. Z. in den Postbereich 
versetzt; wie viele sollen in Kürze in an- 
dere Postbereiche versetzt werden? 

528 Fernmeldehandwerker wurden bereits umge- 
setzt. Es dürften in den Herbstmonaten dieses Jahres 
“ bedingt durch die in den einzelnen Regionen un- 
terschiedlichen Schulabgangs- und damit Einstel- 
lungstermine “ noch rund 5000 Auszubildende die 
Fernmeldehandwerkerprüfung bestehen. Davon wer- 
den etwa 4000 in Bereiche des Postwesens bzw. in 
nichttechnische Bereiche des Fernmeldewesens um- 
gesetzt werden. Natürliche Personalabgänge in den 
technischen Bereichen des Fernmeldewesens werden 
nicht mehr durch Einstellungen ersetzt. Die Per- 
sonalabgänge werden genutzt, um nach und nach 
Fernmeldehandwerker wieder auf technische Ar- 
beitsplätze zurückzubringen. Dabei soll die Beschäf- 
tigungsdauer eines Handwerkers auf einem nicht- 
technischen Arbeitsplatz fünf Jahre nicht überschrei- 
ten. 


III. 27. Wie hoch ist voraussichtlich der künftige 
Überhang an ausgebildeten Fernmeldehand- 
werkern? 

Wie bereits in der Antwort zu Frage III. 26. dar- 
gelegt, handelt es sich nicht um einen dauernden, 
sondern um einen vorübergehenden Überhang an 
Fernmeldehandwerkern. Die DBP setzt diese zeit- 
weilig in den technischen Fernmeldediensten nicht 
benötigten Fernmeldehandwerker in solchen nicht- 
technischen Bereichen ein, in denen durch natür- 
lichen Abgang und durch Urlaubs- und Kranken- 
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Vertretungen Bedarf an Kräften besteht, so daß 
insgesamt durch die Übernahme der Auszubilden- 
den im Fernmeldehandwerk kein Personalüberhang 
entsteht. 


111.28, Ist eine Umschulung oder Umsetzung dieses 
Personenkreises möglich, und wie hoch sind 
die Kosten dafür? 

Wie bereits dargelegt, wird der betroffene Perso- 
nenkreis ganz überwiegend zu Urlaubs- und Kran- 
kenvertretungen in den Postdiensten eingesetzt. In 
den rückliegenden Jahren hat die DBP während 
der Haupturlaubsmonate dafür mehrere tausend 
Studenten und Schüler eingestellt. Sie mußten in 
ihre Aufgaben ebenso eingewiesen werden, wie 
jetzt die in die Postdienste umgesetzten Fernmelde- 
handwerker. Mehrkosten entstehen danach nicht. 
Eine Umschulung für eine dauernde Verwendung 
von Handwerkern im Postdienst scheidet aus. 


III. 29. Hat die DBP Unternehmerleistungen ge- 
kürzt, um ihre eigenen Fernmeldehandwer- 
ker beschäftigen zu können? 

Der Nachfragerückgang und die Notwendigkeit, 
Nachwuchskräfte zu beschäftigen, zwingen die DBP 
zu einer maßvollen Reduzierung des Auftragneh- 
meranteils im Linienbau. 

Grundsätzlich muß jedoch auch aus wirtschaftlichen 
Überlegungen ein angemessener Auftragnehmer- 
anteil aufrechterhalten werden. Es ist nicht sinnvoll, 
den eigenen Personalbestand auf einen Spitzen- 
arbeitsbedarf auszurichten. 


III. 30. In welchem Umfang ist bei den kleineren 
Unternehmen deshalb mit wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten und bei den dort beschäf- 
tigten Arbeitnehmern mit Arbeitslosigkeit 
zu rechnen? 

Die Vergabe der Unternehmerleistungen im Bereich 
des Fernmeldebaus entspricht den Wettbewerbs- 
vorstellungen der Verdingungsordnung für Baulei- 
stungen (VOB). Das hier angewandte marktwirt- 
schaftliche Prinzip trägt dazu bei, daß sich die Unter- 
nehmen mit den rationellsten Methoden der Lei- 
stungserstellung durchsetzen. Dies betrifft kleinere 
und größere Unternehmen gleichmäßig. Umsatzein- 
bußen können nicht unmittelbar und ausschließlich 
auf eine etwa regional verringerte DBP-Nachfrage 
zurückgeführt werden, da die etwa betroffenen Un- 
ternehmen häufig nicht ausschließlich für die DBP 
tätig sind. 


III. 31. Welche Investitionen (Art und Höhe) müßte 
die DBP vornehmen, um Eigenleistungen an 
die Stelle von Unternehraerleistungen zu 
setzen? 

Es ist nicht beabsichtigt, die Zahl der Ende 1974 vor- 
handenen Fernmeldehandwerker weiter zu erhöhen. 


um Unternehmerleistungen durch Eigenleistungen 
zu ersetzen. Das in diesem Falle notwendige Inve- 
stitionsvolumen wurde daher nicht ermittelt. 


III. 32. Wie will der Bundespostminister mit dem 
personellen Überhang in den Dienstzweigen 
fertig werden? 

Die wesentlichen Mittel zur Beseitigung oder Ver- 
hinderung eines vorübergehenden Personalüber- 
hangs, der sowohl sektoral als auch regional auf- 
treten kann, sind: 

1 . Steuerung der Personalzugänge, 

2. Nutzung der Personalfluktuation, 

3. Förderung der Mobilität des Personals in funk- 
tionaler und regionaler Hinsicht (z. B. durch 
Rationalisierungsschutzmaßnahmen). 

Für sämtliche hier angeführten Maßnahmen wurden 
die administrativen, organisatorischen und perso- 
nellen Voraussetzungen geschaffen. Die Erfahrun- 
gen der letzten Monate zeigen, daß sie wirksam 
sind. 


III. 33. Trifft es zu, daß die Deutsche Postgewerk- 
schaft von der DBP die Schaffung von Stel- 
len für Vertrauensleute fordert, die mit den 
gleichen Rechten wie Betriebsratsmitglieder 
ausgestattet werden sollen? 

Nein. 

Richtig ist, daß zwischen der DBP und der Deut- 
schen Postgewerkschaft eine „Vereinbarung zum 
Zwecke des Schutzes der gewerkschaftlichen Betä- 
tigung von Funktionsträgern der Deutschen Post- 
gewerkschaft'' geschlossen wurde. Diese Vereinba- 
rung regelt im wesentlichen die Wahl der Ver- 
trauensleute der Deutschen Postgewerkschaft wäh- 
rend der Arbeitszeit in den Betriebsräumen. Dabei 
ist sichergestellt, daß Störungen des Betriebsablaufs 
ausgeschlossen werden. Hinsichtlich der Rechte von 
Funktionsträgern ist lediglich ausgesagt, daß diese 
wegen ihrer Tätigkeit nicht benachteiligt werden 
dürfen. Diese Regelungen sind mit den Rechten der 
Personalratsmitglieder nach dem Bundespersonal- 
vertretungsgesetz nicht zu vergleichen. 


III. 34. Ist hier an die Schaffung von Vertrauens- 
leuten für leitende Angestellte gedacht? 

Nein. 


IV. 1. Wieviel Dienstposten wurden seit 1968 pro 
Jahr durch Rationalisierungsmaßnahmen 
eingespart? 

In den Jahren 1968 bis 1974 wurden durch Ratio- 
nalisierungsmaßnahmen Arbeitsposten in folgender 
Zahl eingespart: 


12 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3544 


Jahr 

Post- 

wesen 

1 Fernmelde- 
1 wesen 

insgesamt 

1968 

2 452 

2 337 

4 789 Arbeitsposten ^) 

1969 

3 442 

2 274 

5 716 Arbeitsposten 

1970 

2 617 

1 662 

4 279 Arbeitsposten 

1971 

2 664 

1 152 

3 816 Arbeitsposten 

1972 

2 833 

770 

3 603 Arbeitsposten 

1973 

3 517 

7 557 

11 074 Arbeitsposten 

1974 

3 756 

2 304 

6 060 Arbeitsposten ^) 

1) Teile 

von Arbeitsposten auf 

volle Arbeitsposten um- 


gerechnet 

2) Ohne Berücksichtigung der Rationalisierungsergeb- 
nisse, die sich bei Einführung der 40-Stunden-Woche 
ergeben. 


IV. 2. Handelt es sich um rechnerische oder tat- 
sächliche Einsparungen? 

Bei der DBP werden über eine regelmäßige Nach- 
schauredinung Auswirkungen von Rationalisie- 
rungs- und anderen Maßnahmen auf den Personal- 
bedarf erfaßt und verursachungsgerecht und vor- 
habenbezogen aufgeschlüsselt. 

Dieser Nachweis wird auch geführt, wenn aus- 
nahmsweise keine Veränderung in der Zahl der 
Arbeitsposten eintritt. Das heißt: Personalerspar- 
nisse werden auch dann verzeichnet, wenn diese Er- 
sparnisse durch einen Mehrbedarf ausgeglichen 
werden, der nicht in ursächlichem Zusammenhang 
mit der verursachenden Rationalisierungsmaßnahme 
steht. 

Die in den Jahren 1968 bis 1974 als erspart nach- 
gewiesenen Arbeitsposten sind damit tatsächliche 
Einsparungen durch Rationalisierungsmaßnahmen. 
In dem genannten Umfang wären ohne die Ratio- 
nalisierungsmaßnahmen Arbeitskräfte zusätzlich er- 
forderlich geworden. 


IV. 3. Wie erklärt sich der Bundespostminister 
das Phänomen, daß das Personal der DBP 
trotz Rationalisierung und Verkehrsrück- 
gang in den personalintensiven Postdiensten 
1973/1974 zunahm? 

Tn den Postdiensten hat die Zahl der Arbeitskräfte 
in den Jahren 1973/1974 abgenommen. 

Der jahresdurchschnittliche Bestand an Arbeitskräf- 
ten (nichtvollbeschäftigte Kräfte auf vollbeschäftigte 
Kräfte umgerechnet) im Postwesen verringerte sich 

von 293 128 Kräfte im Jahre 1972 

auf 292 141 Kräfte im Jahre 1973. 

Dieser Trend hat sich für 1974 fortgesetzt. 1974 wur- 
den im Postdienst im Jahresdurchschnitt noch 
290 036 Kräfte beschäftigt. 


IV. 4. Wo liegen die Rationalisierungsschwer- 
punkte der Vorhaben, die bis 1976 durch- 
geführt werden sollen, und welche voraus- 
sichtlichen Einsparungen ergeben sich 
daraus? 

Drei Schwerpunkte kennzeichnen die Rationalisie- 
rungsmaßnahmen der Deutschen Bundespost: 

1. Die Personalbemessung 

Die mit höchster Priorität ausgestattete Rationa- 
lisierungsmaßnahme der DBP ist die Vervoll- 
ständigung des neuen Personalbemessungs- 
systems, die daraus sich ergebenden Personal- 
bemessungen in allen Dienstzweigen und deren 
Realisierung. Die neuen Methoden ermöglichen 
künftig eine schnellere Anpassung des Personal- 
bedarfs an geänderte Technologien, Arbeitsab- 
läufe und an die Verkehrsentwicklung als bisher. 
In die Ergebnisse von Personalbemessungen 
fließen Quantitäten aus unterschiedlichen Ur- 
sachen ein, und zwar auch aus den unter Ziffern 
2 und 3 genannten Vorhaben. Bis 1979 sollen 
durch Rationalisierungsmaßnahmen 48 000 be- 
setzte Dienstposten eingespart werden. 

2. Verbesserung der Aufbau- und Ablauforgani- 
sation 

Die regionale sowie die innere Neugliederung 
der Oberpostdirektionen, die Straffung des Ver- 
waltungsdienstes bei den Ämtern des Postwesens 
und die Neuordnung der Zuständigkeitsregelung 
werden neben einer Verbesserung der Zusam- 
menarbeit in und zwischen den einzelnen Ver- 
waltungseinheiten auch eine Personalersparnis 
bewirken. 

3. Weitere Automatisierung 

Eine weitere Technisierung und Automatisierung 
der Betriebsdienste soll durch Einsatz von Kapi- 
tal der Steigerung der hohen Personalkosten ent- 
gegenwirken. Diese Möglichkeiten sind jedoch 
im Postwesen sehr beschränkt. 


IV. 5. Wie weit sind die Überlegungen bezüglich 
einer Neuorganisation der Ämter (mit Ver- 
waltung) gediehen? 

Die Oberpostdirektionen haben die vom Bundes- 
postministerium angeordneten Untersuchungen zur 
Neuordnung der Verwaltungsdienste bei den Bost- 
ämtern in Zusammenarbeit mit den Personalvertre- 
tungen abgeschlossen. Die Untersuchungsergebnisse 
sind durch die Fachabteilung des Bundespostmini- 
steriums geprüft und nochmals im einzelnen mit den 
Oberpostdirektionen erörtert worden. 

Es ist beabsichtigt, die Arbeiten unter Wahrung der 
gesetzlichen Beteiligungsrechte der Personalvertre- 
tungen und nach Anhören der Gewerkschaften im 
Sommer 1975 abzuschließen und danach die Durch- 
führungsbestimmungen für die Neuordnung zu er- 
lassen. 
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IV. 6. Bei Ämtern ab welcher Größenordnung 
(Punktzahl) soll der Verwaltungsteil abge- 
zogen werden? 

Die in einer Punktzahl ausgedrückte Größenordnung 
ist nicht das einzige Kriterium dafür, ob ein Amt 
mit Verwaltungsaufgaben betraut wird. 

Ziel der angestrebten Neuordnung ist es, leistungs- 
fähige Verwaltungseinheiten zu schaffen, bei denen 
der Arbeitsumfang im Verwaltungsdienst bei sinn- 
voller Arbeitsteilung und Einsatz von Spezialisten 
eine rationelle Arbeitsabwicklung zuläßt. 

Da bei der verwaltungsorganisatorischen Neuord- 
nung auch betriebsorganisatorische und strukturelle 
Gegebenheiten in den Neuordnungsgebieten berück- 
sichtigt werden, ist eine verbindliche untere Größen- 
ordnung nicht vorgegeben worden. 


IV. 7. Wieviel Ämter werden davon betroffen? 

Nach dem derzeitigen Planungsstand ist damit zu 
rechnen, daß etwa 350 der z. Z. 673 bestehenden 
Postämter mit Verwaltungsdienst ihre Verwaltungs- 
aufgaben abgeben werden. 


IV. 8. Welche personellen bzw. finanziellen Ein- 
sparungen sollen sich daraus ergeben? 

Der beabsichtigten Straffung des Verwaltungsdien- 
stes bei den Postämtern (V) liegen Berechnungen 
zugrunde, nach denen sich aus der Zusammenfas- 
sung der Verwaltungsaufgaben in der vorgesehenen 
Form erhebliche personelle und finanzielle Einspa- 
rungen ergeben. Verbindliche Angaben können erst 
gemacht werden, wenn diq Planung abgeschlossen 
und über die notwendigen Einzelmaßnahmen ent- 
schieden ist. 


IV. 9. In welchem Zeitraum soll die Neuorgani- 
sation der Postämter mit Verwaltungsdienst 
realisiert werden? 

Die Durchführung der Neuorganisation wird sich 
über einen Zeitraum von mehreren Jahren erstrek- 
ken. Sie wird unter Beachtung der für jeden Pla- 
nungsraum aufzustellenden Sozialpläne so durchge- 
führt werden, daß die Belastungen für das betrof- 
fene Personal - insbesondere bei notwendigem 
Wechsel des Beschäftigungsortes - auf ein tragbares 
Maß begrenzt werden. 


IV. 10. Tritt mit einer Verringerung der Zahl der 
Postämter (V) auch eine weitere Verringe- 
rung der Zahl der OPDn ein, und wird das 
Personal bei den OPDn durdi Verlagerung 
von Zuständigkeiten auf die größeren Post- 
amtseinheiten verringert? 

Durch ein Verringern der Zahl der Postämter (V) 
tritt gegenüber der mit der regionalen Neuordnung 


der mittleren betrieblichen Lenkungsstufe der DBP 
beabsichtigten Verringerung der heutigen Zahl der 
Oberpostdirektionen im Bundesgebiet keine Ände- 
rung ein. Bei der Ermittlung einer anzustrebenden 
Normalgröße für Oberpostdirektionen ist die vor- 
aussichtliche Verringerung der Zahl der Postämter 
(V) bereits beachtet worden. 

Das Personal bei den Oberpostdirektionen wird 
durch ein Verlagern von Zuständigkeiten auf grö- 
ßere Postämter für Aufgaben frei, die nach der 
neuen Zuständigkeitsordnung aus der Zentrale auf 
die Oberpostdirektionen delegiert werden sollen. 


IV. 11. Wie groß soll der künftige Einzugsradius 
der Ämter mit Verwaltung sein? 

Unter Berücksichtigung der gebietsweise unter- 
schiedlichen strukturellen, verkehrsgeographischen 
und topographischen Gegebenheiten wird ange- 
strebt, Einheiten zu bilden, in denen die Entfernung 
zwischen dem künftigen Postamt (V) und seinen 
Amtsstellen nicht mehr als etwa 50 bis 60 km beträgt. 
Bei einer Randlage des künftigen Postamts (V) in 
seinem Amtsbezirk kann die genannte Entfernung 
im Einzelfall auch größer sein, wenn dadurch keine 
erheblichen Schwierigkeiten für den Vollzug der 
Verwaltungsaufgaben zu befürchten sind. 

Entsprechende Entfernungen in bestehenden Amts- 
bereichen haben zu keinerlei Schwierigkeiten ge- 
führt. 

IV. 12. Welche negativen Auswirkungen ergeben 
sich aus der Ämterneuorganisation für die 
Mitarbeiter der DBP; wie viele Mitarbeiter 
werden davon betroffen? 

Die Straffung des Verwaltungsdienstes bei den 
Postämtern (V) wird für einen Teil der Kräfte zu 
einem Wechsel des Arbeitsplatzes oder des Beschäf- 
tigungsortes mit allen Folgen im persönlichen und 
familiären Bereich führen. Die DBP bemüht sich je- 
doch, deren Zahl unter Beachtung der Zielsetzung so 
niedrig wie möglich zu halten. Sie wird deshalb für 
die Durchführung der Neuordnungsmaßnahmen 
einen längeren Zeitraum vorsehen. Die Personalpla- 
nung und der Einsatz der Kräfte werden unter Be- 
achtung der üblichen Fluktuation in allen Neuord- 
nungsbereichen auf die organisatorischen Änderun- 
gen ausgerichtet werden. Die berechtigten Belange 
der Betroffenen werden durch die in jedem Einzel- 
fall im Einvernehmen mit den örtlichen Personal- 
vertretpngen aufzustellenden Sozialpläne berück- 
sichtigt. 

Die Zahl der solchen Änderungen unterworfenen 
Mitarbeiter kann nach dem derzeitigen Planungs- 
stand nicht angegeben werden. 


IV. 13. Sind von der Ämterneuorganisation regio- 
nale Nachteile insbesondere für ländliche 
Gebiete zu erwarten? 

Durch die Straffung des Verwaltungsdienstes ändern 
sich die für die Bevölkerung und für die Wirtschaft 
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bedeutsamen Betriebseinrichtungen und deren Kun- 
dendienst nicht. Es ergeben sich daher für die Neu- 
ordnungsgebiete - auch in ländlichen Bereichen - 
keine regionalen Nachteile. 


IV. 14. Wie weit sind die Überlegungen bezüglich 
einer Neugliederung der Oberpostdirektio- 
nen gediehen, und welche OPDn sollen zu- 
sammengelegt werden? 

Die Überlegungen bezüglich einer regionalen Neu- 
ordnung der Oberpostdirektionen sind nach Auswer- 
ten der von den Oberpostdirektionen im Januar 
diesen Jahres vorgelegten konkreten Untersuchun- 
gen nahezu abgeschlossen. 

Es erscheint nach dem gegenwärtigen Stand der Er- 
kenntnisse sinnvoll, die Oberpostdirektionen Braun- 
schweig und Hannover, Trier und Koblenz, Neustadt 
an der Weinstraße und Karlsruhe zu vereinigen 
und die Oberpostdirektion Tübingen auf die Ober- 
postdirektionen Stuttgart und Freiburg im Breisgau 
aufzuteilen. 


IV. 15. Welche Einsparungen werden sich in wel- 
chem Zeitraum bei der in Aussicht genom- 
menen Zusammenlegung ergeben? 

Nach dem gegenwärtigen Erkenntnisstand werden 
sich die Einsparungen (auf der Grundlage konstanter 
Löhne und Gehälter) belaufen auf: 

kurzfristig 5,67 Mio DM/Jahr, 

mittelfristig 1 1,42 Mio DM/Jahr, 

langfristig 15,23 Mio DM/Jahr. 

Diese Einsparungen stellen lediglich das unmittel- 
bare, quantifizierbare geldwerte Ergebnis der von 
der DBF geplanten Maßnahme dar. 

Der mittelbare, nicht quantifizierbare Nutzen, wie er 
sich aus einem Straffen der Leitungsstränge sowie 
der Fortführung der von der DBF in Angriff genom- 
menen Funktionalreform ergibt, ist dabei nicht be- 
jücksichtigt. 


IV. 16. Welche negativen Auswirkungen sind dabei 
für die Mitarbeiter der DBF und die Post- 
kunden zu erwarten? 

Nach dem gegenwärtigen Erkenntnisstand werden 
bei der regionalen Neuordnung etwa 296 Arbeits- 
posten eingespart. Die Arbeitsposten sind überwie- 
gend Arbeitsposten des höheren und des gehobenen 
Dienstes. Aus der regionalen Neuordnung erwach- 
sende Ansprüche an die Mobilität dieser Bedienste- 
ten können von den Angehörigen dieser Laufbahnen 
im Grundsatz nicht als untragbar angesehen wer- 
den. Durch organisatorische Maßnahmen und lang- 
fristige Durchführung der geplanten Maßnahmen 
wird es möglich sein, weitere Versetzungen mit 
Ortswechsel weitgehend zu vermeiden. 


Negative Auswirkungen für die Postkunden sind 
nicht zu erwarten, da Dienstleistungen des Post- 
und Fernmeldewesens nicht von der Dienststelle 
Oberpostdirektion, sondern von den Ämtern er- 
bracht werden. Deren Dienstleistungsangebot bleibt 
von der regionalen Neuordnung der mittleren be- 
trieblichen Lenkungsstufe unberührt. 


IV. 17. Wie hoch war die Kostenunterdeckung im 
Paketdienst seit 1970 (jährlich)? 

Kostenunterdeckung im Paketdienst seit 1970 (jähr- 
lich) 

1970 589,2 Mio DM, 

1971 702,6 Mio DM, 

1972 626,8 Mio DM, 

1973 743,9 Mio DM. 

Die Zahlen der Leistungs- und Kostenrechnung 1974 
liegen noch nicht vor. 


IV. 18. Ist die Erprobung des Behälterverkehrs 
(insbesondere 2-m3-Behältertyp) abgeschlos- 
sen, und welche Ergebnisse haben sich ge- 
zeigt; wie hoch dürften die künftigen Ein- 
sparungen sich stellen? 

Die Erprobung des Behälterverkehrs (insbesondere 
2-m^-Behältertyp) wurde im Jahre 1974 erfolgreich 
abgeschlossen. Der mit 1700 Stück bereits in den 
Betrieb eingeführte Behälter verspricht aufgrund 
seiner günstigen Eigenschaften, den Anforderungen 
des im Aufbau befindlichen Behälter-Transportket- 
tensystems in jeder Hinsicht gerecht zu werden. 
Für die Beurteilung der künftigen Einsparungen 
haben sich gegenüber dem Stand vom Vorjahr keine 
wesentlichen neuen Gesichtspunkte ergeben (vgl. 
Drucksache 7/1823, Antwort zu Frage 30). 


IV. 19. Seit einiger Zeit ist die DBP dabei, die Ab- 
holung der Postpakete für Selbstbucher ein- 
zustellen. Gleichzeitig wird versucht, die be- 
treffenden Betriebe dazu zu bewegen, ihre 
Pakete an bestimmten zentralen Sammel- 
punkten aufzugeben, die meist mit den ört- 
lichen Postämtern nicht identisch sind und 
somit eine bedeutend längere Anfahrt- 
strecke beinhalten. Gleichzeitig werden aber 
den größeren Versandhäusern weitere Son- 
derkonditionen eingeräumt. Wie stellt sich 
der Bundespostminister zu diesem Problem, 
von dem insbesondere die mittelständische 
Wirtschaft betroffen wird? 

Beim Abholen von Paketsendungen aus den Ge- 
schäftsräumen der Selbstbucher handelte es sich um 
einen unentgeltlichen Service außerhalb des allge- 
mein gültigen Leistungsangebots, der nur wenigen 
Versendern zugute kam. Diese Bevorzugung ein- 
zelner konnte aus wirtschaftlichen und rechtlichen 
Gründen (u. a. Berufungen von Versendern, die nicht 
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in den Genuß der Sonderleistung kamen, wegen 
unterschiedlicher Vorteilsgewährung) nicht beibe- 
halten werden. 

Der Wegfall der Paketabholung hat zur Folge, daß 
für die betreffenden Versender auch hinsichtlich der 
Anlieferung bei der Post die allgemeinen Bestim- 
mungen für Selbstbuchereinlieferungen gelten. An- 
nahmestelle ist danach jeweils die für den Versen- 
der nächstgelegene Postdienststelle, die über aus- 
reichende Annahme-, Lager- und Beförderungskapa- 
zität verfügt Soweit diese Voraussetzungen in Aus- 
nahmefällen nicht am Sitz des Selbstbuchers gegeben 
sind, wird ihm jedoch höchstens die Fahrt bis zum 
nächsten Bereichsknotenamt zugemutet. 

Die den Großversendern angebotene Kooperation 
im Paketversand enthält keine unentgeltlichen Son- 
dervergünstigungen. Die betreffenden Versender 
erbringen Vorleistungen (Sortieren der Sendungen 
nach rd. 30 Richtungen, sowie Übergabe an die Post 
nach Zusammenfassung in entsprechenden Trans- 
porteinheiten), und hierfür erhalten sie einen an den 
Einsparungen bei der DBP orientierten finanziellen 
Ausgleich. Ziel der Kooperation ist es, durch einen 
arbeitsorganisatorischen und betriebstechnischen 
Verbund von Paketkommissionierung (Zusammen- 
stellen, Verpacken und Beanschriften der Sendun- 
gen), Paketausstoß und Versand zum beiderseitigen 
Vorteil zusätzliche Rationalisierungseffekte zu er- 
zielen. Es liegt in der Natur der Sache, daß an dem 
Verfahren nur Versender mit genügend hohem Sen- 
dungsaufkommen teilnehmen können. 


IV. 20. Gedenkt der Bundespostminister den Paket- 
dienst auf Grund der Anregungen der FDP 
zu privatisieren? 

Eine Privatisierung des Paketdienstes ist nicht be- 
absichtigt. 


IV. 21. Trifft es zu, daß auf Orts- und Fernebene 
Fernmeldekapazitäten über den absehbaren 
Bedarf hinaus geplant bzw. errichtet wur- 
den? 

Für den Bereich der Fernsprechvermittlungstechnik 
trifft es nicht zu, daß auf der Orts- und Fernebene 
Fernmeldekapazitäten über den absehbaren Bedarf 
hinaus geplant und errichtet wurden. 

Der Ausbau der Fernsprechvermittlungsstellen 
wurde aufgrund der vorliegenden Prognosen be- 
darfsgerecht unter Berücksichtigung der Wirtschaft- 
lichkeit vorgenommen. 

Es widerspricht nicht den genannten Planungsgrund- 
sätzen, daß ~ im Sinne eines antizyklischen Verhal- 
tens ~ unter Berücksichtigung wirtschaftlicher Ge- 
sichtspunkte (kostengünstiger, da gleichmäßige Aus- 
lastung der Industrie) Beschaffungen, die für die 
kommenden Jahre vorgesehen sind, vorgezogen 
werden. 


Wie in Antwort zu Frage II. 5. erläutert, sind aus 
wirtschaftlichen Überlegungen Reserven im Lei- 
tungsnetz erforderlich. Bedingt durch eine Planungs- 
vorlauf- und -aufbauzeit von zusammen drei Jahren 
vor dem Bedarfsjahr können die geplanten Bedarfs- 
zahlen nicht genau realisiert werden. 


IV. 22. Seit längerer Zeit soll die Berechnung der 
Punktzahlen für Ämter auf eine neue Basis 
gestellt werden und dabei besonders die 
Größe der Amtsbereiche (Zahl der Kfz’s 
usw.) berücksichtigt werden. Wie sieht sie 
aus bzw. wann wird diese Berechnung vor- 
liegen? Wäre dieses neue Verfahren nicht 
besser vor einer Neuordnung der PÄ (V) 
und OPDn vorrangig zu erarbeiten? 

Ein neues Berechnungs verfahren hätte für die Ein- 
ordnung der Postämter vor allem Bedeutung für die 
Bewertung bestimmter Arbeitsposten, würde aber 
die Größenverhältnisse der Ämter untereinander, 
ihren tatsächlichen Geschäftsumfang und insbeson- 
dere das Verhältnis zwischen Betriebs- und Verwal- 
tungsaufwand jeden Amtes nicht berühren. Damit 
würde es auch die Kriterien für die anstehende 
Neuordnung und die Maßstäbe für die Überlegun- 
gen zur Verwaltungsorganisation nicht verändern. 
Es ist daher nicht erforderlich, ein solches Verfahren 
vor der Neuordnung zu erarbeiten. 


V. 1. Was hat den Bundespostminister dazu ver- 
anlaßt, einen erheblichen Teil der Postwer- 
bung an die Tochtergesellschaft eines multi- 
nationalen Konzerns zu vergeben? 

Vor der Vergabe des Werbeetats hat die Deutsche 
Bundespost im Jahre 1970 einen Präsentationswett- 
bewerb unter Beteiligung von neun Agenturen 
durchgeführt. Bei der Größe des Postetats kamen als 
Bewerber nur solche Full-Service-Agenturen in Be- 
tracht, die einen der Aufgabenstellung seitens der 
Post angemessen großen Agenturapparat zur Bewäl- 
tigung aller werblichen Aufgaben zur Verfügung 
stellen konnten. Die derzeit für die DBP tätige 
Agentur hat sich bei dem Wettbewerb unter den 
neun Agenturen qualifiziert und den Auftrag erhal- 
ten. Bei der Vergabe des Werbeetats hat einzig und 
allein das quantitative und qualitative Leistungsver- 
mögen der Agentur den Ausschlag gegeben. 

Der fortschreitenden Integration der Wirtschaft und 
der zunehmenden Liberalisierung des Wirtschafts- 
verkehrs Rechnung tragend, haben mit einem ge- 
meinsamen Rundschreiben vom 29. April 1960 der 
Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz des Bun- 
des, der Bundesminister für Wirtschaft und das Aus- 
wärtige Amt die Bundesverwaltungen angewiesen, 
bei Aufträgen der öffentlichen Hand ausländische 
Bewerber zu berücksichtigen und deren Angebote 
wie alle anderen Angebote zu werten. Wenn auslän- 
dische Bewerber in dieser Weise berücksichtigt wer- 
den können, dann auf alle Fälle auch die deutschen 
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Tochtergesellschaften ausländischer Unternehmen, 
die in der Bundesrepublik Deutschland mit deutschen 
Arbeitskräften Waren und Dienstleistungen pro- 
duzieren. 

Aus den angeführten Gründen beabsichtigt die DBF 
auch bei dem gegenwärtig unter einer Anzahl von 
Agenturen durchgeführten Wettbewerb, den Auf- 
trag allein nach dem Gesichtspunkt der Leistungs- 
fähigkeit der Bewerber zu vergeben. 


V. 2. Wie hoch sind die Einnahmen der DBF, die 
sie auf Grund ihrer Fremdwerbung (auf 
Fahrzeugen und dgl.) hat? 

Die mit der Durchführung der Fremdwerbung (Wirt- 
schafts Werbung) im Bereich der Deutschen Bundes- 
post betraute Deutsche Postreklame GmbH hat im 
Jahre 1974 49,4 Mio DM an die Postkasse abgeführt. 


V. 3. Trifft es zu, daß sich die Betriebsgüte bei 
der DBF in den letzten Jahren durch längere 
Laufzeiten im Brief- und Faketdienst ver- 
schlechtert hat, und was gedenkt der Bun- 
despostminister dagegen zu tun? 

Die Betriebsgüte der Deutschen Bundespost wird 
ständig überprüft. Eine Verschlechterung des Dienst- 
leistungsstandards konnte in den letzten Jahren 
grundsätzlich nicht beobachtet werden. Fehlleistun- 
gen oder Schwachstellen in Einzelfällen waren 
früher und sind auch heute jedoch nicht auszu- 
schließen. Der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen hat deshalb Unzulänglichkeiten in 
einigen Fällen im Januar dieses Jahres zum Anlaß 
genommen, eine genaue Kontrolle der Brieflaufzei- 
ten durch Aufzeichnungen über Rückstände anzu- 
ordnen. Dadurch soll sichergestellt werden, daß im 
Falle einer Verschlechterung der Dienstleistungsgüte 
unverzüglich die zur Aufrechterhaltung des Dienst- 
leistungsstandards notwendigen Maßnahmen getrof- 
fen werden können. 


V. 4. In der letzten Zeit häufen sich Klagen über 
lange Wartezeiten bei der Entstörung. 
Gleichzeitig ist zu hören, daß der Entstö- 
rungsdienst neu organisiert werden soll. 
Hängen die Mängel vielleicht hiermit zu- 
sammen, oder welches sind die Gründe? 

Die Zentralisierung des Innendienstes von Fern- 
sprechentstörungsstellen auf leistungsstarke Be- 
triebsstellen ist im wesentlichen in den 60er Jahren 
durchgeführt worden. Lediglich in Einzelfällen fin- 
den noch Anpassungsmaßnahmen statt, z. B., wenn 
die hierzu notwendigen Betriebsräume erst jetzt 
oder später in entsprechenden Neu- oder Ergän- 
zungshochbauten bereitgestellt werden können. 
Diese Zentralisierung hat u. a. das Ziel, den Fern- 


sprechkunden eine weiterhin ausgewogene Dienst- 
güte anzubieten und zum anderen betriebsintern 
Arbeitsabläufe zu rationalisieren sowie die Kosten- 
entwicklung positiv zu beeinflussen. 

So konnte in den letzten fünf Jahren z. B. die Stö- 
rungshäufigkeit an Fernsprechanschlüssen um rund 
25 V. H. gesenkt werden; die Störungsdauer betrug 
in Prozentsätzen 


Jahr 

bis 6 

von 6 bis 24 

über 24 

Stunden 

Stunden 

Stunden 

1969 

56 

21 

23 

1970 

53 

21 

26 

1971 

53 

22 

25 

1972 

56 

22 

22 

1973 

58 

21 

21 


Von einer Verschlechterung der Dienstgüte kann 
keine Rede sein. Fast 80 v. H. aller Störungen wer- 
den innerhalb von 24 Stunden erledigt; dieser Ser- 
viceumfang hält durchaus einem Vergleich mit Lei- 
stungen vergleichbarer Unternehmungen stand. 


V. 5. Wie sind die Grundsätze für die Neugliede- 
rung der Ortsbereiche im Fernmeldewesen, 
welche Fortschritte wurden bisher erzielt, 
und wann ist mit einem Abschluß zu rech- 
nen? 

Am 1. Juli 1971 ist die Einführung des großraum- 
orientierten Nahverkehrstarifs beschlossen worden, 
weil die Schwierigkeiten, die starre Ortsnetzgrenzen 
insbesondere bei der kommunalen Neuordnung be- 
reiten, durch eine Umstrukturierung des Kabelnetzes 
mit einem vernünftigen Aufwand nicht beseitigt 
werden können. Durch den Nahverkehrstarif wer- 
den die Tarif grenzen von den Ortsnetzgrenzen ge- 
löst und die Bereiche, in denen die Nahgebühr gilt, 
erheblich erweitert. Vorgesehen ist die Zusammen- 
fassung mehrerer Ortsnetzbereiche zu einem ein- 
heitlichen Gebührenbereich, wobei jedes einzelne 
Ortsnetz Zentrum eines solchen Nahverkehrsberei- 
ches ist. 

Die Deutsche Bundespost ist dabei, die technischen 
Voraussetzungen für die Einführung des Nahdien- 
stes zu schaffen. Die erforderlichen technischen Ent- 
wicklungsarbeiten sind weitgehend abgeschlossen; 
die fünfstelligen Ortsnetzkennzahlen sind zum gro- 
ßen Teil schon auf vier Stellen verkürzt. Wegen der 
umfangreichen technischen Arbeiten und der erheb- 
lichen Investitionen, die geleistet werden müssen, 
kann die Umstellung nicht kurzfristig vorgenommen 
werden. Deshalb ist hierfür in der Fernmeldeord- 
nung ein Zeitraum von zehn Jahren vorgesehen 
worden. 


V. 6. Wie weit ist der Ausbau der Sendeeinridx- 
tungen für das 11. und III. Programm ge- 
diehen, und wann ist er abgeschlossen? 

Der Ausbau der Femsehsendeanlagen für das 2. und 
3. Programm ist soweit fortgeschritten, daß 96,1 v. H. 
der Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland 


17 



DrUCksachG 7/3544 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


und Berlin (West) mit dem 2. Programm und 93,4 
V. H. mit dem 3. Programm versorgt sind (Stand 
15. Januar 1975). 

Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes 
vom 15. März 1968 über die Rechtsnatur der Rund- 
funkgebühren haben die Landesrundfunkanstalten 
das alleinige Verfügungsrecht über das Rundfunk- 
gebührenaufkommen. Sie erstatten der Deutschen 
Bundespost lediglich die Kosten für die technischen 
Leistungen im Bereich des Rundfunks. 

Da nach Angaben der Rundfunkanstalten aus diesem 
Volumen eine lOOprozentige Fernsehversorgung 
gegenwärtig nicht erreicht werden kann, ist zwi- 
schen den Rundfunkanstalten, der Rundfunkkom- 
mission der Länder und der Deutschen Bundespost 
vereinbart worden, daß Fernseh-Füllsender z. Z. nur 
für Lücken mit mehr als jeweils 800 unversorgten 
Einwohnern gebaut werden. Diese Festlegung dient 


darüber hinaus dem Ziel, die Netze für alle drei 
Fernsehprogramme möglichst gleichmäßig auszu- 
bauen. 

Mit den Rundfunkanstalten ist vereinbart, daß der 
Ausbau der Fernseh-Sendernetze für das 2. und 3. 
Programm bis zur 800-Einwohnergrenze bis Ende 
1980 abgeschlossen wird. 

über den weiteren Ausbau kann derzeit keine Aus- 
sage gemacht werden, da hierfür die künftige 
Finanzlage der Rundfunkanstalten ausschlaggebend 
ist. 


V. 7. Hat die DBF noch einen Bestand von neuen 
nicht eingesetzten Kfz und wenn ja, wie 
hoch ist dieser? 

Nein 
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